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STRUKTUREN DER GLEICHSTELLUNGSPOLITIK 
 

1. Verbindliche geschlechtergerechte Wirkungsanalyse 

Partei  Aussage  

CDU/CSU k. A. 

SPD k. A. 

FDP k. A. 

DIE LINKE k. A. 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Mit einem Gender-Check wollen die GRÜNEN die geschlechtergerechte Wirkung von Gesetzen und Maßnahmen prüfen. 

 „Mit einem Gender-Check wollen wir prüfen, ob eine Maßnahme oder ein Gesetz die Gleichberechtigung der Geschlechter voranbringt, 

und dort, wo es ihr entgegensteht, dementsprechend eingreifen.“ S. 77 

 

2. Geschlechtergerechte Bundeshaushaltspolitik 

Partei  Aussage  

CDU/CSU k. A. 

SPD Die SPD sieht die geschlechtergerechte Haushaltssteuerung als Aufgabe an. 

 "Wir wollen ein Jahrzehnt der Gleichstellung. Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist eine Aufgabe für die gesamte Gesellschaft. Sie 

ist eine Querschnittsaufgabe, die alle Bereiche durchziehen muss: Familienpolitik, Arbeitsmarktpolitik, Sozialpolitik, Bildungs- und Rechts-

politik – aber auch Haushalts- und Finanzpolitik. Dies schließt eine geschlechtergerechte Haushaltssteuerung mit ein." S. 42 

FDP k. A. 
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DIE LINKE Für DIE LINKE muss Haushaltspolitik mit einer geschlechtergerechten Haushaltssteuerung einher gehen. 

 „Die Sozial- und Haushaltspolitik muss auf ihre Geschlechtergerechtigkeit geprüft und entsprechend verändert werden im Sinne eines Gen-

der-Budgeting.“ S. 104 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen haben für eine geschlechtergerechte Bundeshaushaltspolitik das Gender Budgeting zum Ziel. 

 „Mit dem Gender Budgeting erreichen wir eine konsequente Berücksichtigung und Einbeziehung von Gleichstellungsaspekten bei finanz- 

und haushaltspolitischen Entscheidungen. Das macht den Haushalt gerechter. Durch die Gestaltung des Bundeshaushaltes nach den 

Grundsätzen der doppelten Buchführung machen wir ihn transparenter und generationengerechter.“ S. 37 

 

3. Gesetzlich verankerte ressortübergreifende Gleichstellungsstrategie 

Partei  Aussage  

CDU/CSU Die CDU/CSU will die Situation von Frauen in allen Politikfeldern in den Blick nehmen und bei Bedarf nachsteuern. Eine gesetzlich verankerte 

ressortübergreifende Gleichstellungsstrategie wird nicht explizit benannt. 

 „Wir wollen eine moderne Gesellschaft, in der Frauen und Männer gleichberechtigt ihre Kompetenzen und Stärken entfalten und ihren 

Interessen nachgehen können. Frauen und Männer sollen gleichberechtigte Wertschätzung erfahren, wenn sie sich in der Familie, im Beruf 

oder im Ehrenamt engagieren. Deshalb wollen wir die Situation von Frauen in allen Politikfeldern in den Blick nehmen und dort nachsteu-

ern, wo Rahmenbedingungen verbessert werden müssen.“ S. 78 

SPD Die SPD verfolgt die Gleichstellungsstrategie mit einem verbindlichen Fahrplan und konkreten wirksamen Maßnahmen für alle Politikbereiche. 

 „Wir wollen die Gleichstellung von Männern und Frauen in allen gesellschaftlichen Bereichen bis 2030 erreichen. Dazu werden wir die 

Gleichstellungsstrategie der Bundesregierung zu einem verbindlichen Fahrplan mit konkreten und wirksamen Maßnahmen für alle Politik-

bereiche weiterentwickeln.“ S. 42 

FDP k. A. 

DIE LINKE k. A. 
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Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen fordern eine verbindliche ressortübergreifende Gleichberechtigungsstrategie. 

 „Wir brauchen eine verbindliche Gleichberechtigungsstrategie, die alle Lebens- und Politikbereiche umfasst, ressortübergreifend arbeitet 

und die Erkenntnisse in umsetzbare Ziele übersetzt. Es wird Zeit für eine feministische Regierung, in der Menschen aller Geschlechter 

gleichermaßen für Geschlechtergerechtigkeit eintreten.“ S. 79 

 

4. Sexismus und Antifeminismus entgegentreten 

Partei  Aussage  

CDU/CSU k. A. 

SPD Die SPD will gegen Sexismus und Antifeminismus vorgehen. 

 „Dafür werden wir die Arbeit der Antidiskriminierungsstelle des Bundes stärken und das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz modernisie-

ren. Gleichzeitig werden wir nachdrücklich gegen Rassismus, Rechtsextremismus, Antisemitismus, Antiziganismus, Islamfeindlichkeit, Anti-

feminismus, Sexismus und LSBTIQ*-Feindlichkeit vorgehen. Ein besserer Austausch und ein abgestimmtes Vorgehen, zum Beispiel durch die 

Schaffung einer Bund-Länder-Kommission, ist ein wichtiger Schritt. Zudem müssen Straftaten in diesem Bereich konsequenter erfasst und 

geahndet werden.“ S. 45  

FDP k. A. 

DIE LINKE DIE LINKE stellt Sexismus in eine Reihe mit rechten Denkströmungen und benennt ihn als Problem. 

 „Deutschland hat wegen der beispiellosen Verbrechen der Deutschen an jüdischen Menschen und an Sinti*zze und Rom*nja wegen der 

Entfesselung des Zweiten Weltkriegs und der Verbrechen an den Völkern Europas – besonders an Polen und den Völkern der Sowjetunion – 

an politisch Andersdenkenden, behinderten Menschen und Homosexuellen – eine besondere Verantwortung und muss jeder Art von Men-

schenfeindlichkeit, Antisemitismus, Antiziganismus, antimuslimischem und anderem Rassismus und Sexismus entgegentreten.“ S. 119 

 „Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes soll finanziell so ausgestattet werden, dass sie Beratungsangebote zielgruppengerecht, mehr-

sprachig und barrierefrei in die Arbeitswelt hineintragen kann. Wir wollen den Diskriminierungsschutz für trans* und intergeschlechtliche 

Personen stärken.“ S. 108 
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Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen wollen die antifeministische Dimension des Rechtsextremismus in den Blick nehmen.  

 „Feminismus nimmt alle in den Blick und schafft Selbstbestimmung, Teilhabe und Gerechtigkeit. Ziel ist eine Gesellschaft, in der alle unab-

hängig vom Geschlecht selbstbestimmt leben und auch Frauen überall gleichberechtigt mitgestalten können – von der Arbeitswelt bis in die 

Parlamente. Das ist eine Aufgabe für alle Geschlechter. Dafür braucht es auch Männer, die für eine Gesellschaft einstehen, in der Macht, 

Möglichkeiten und Verantwortung gerecht geteilt werden und Sexismus entschieden bekämpft wird.“ S. 78 

 „Durch eine bundesweit vernetzte Präventionsstrategie wollen wir die Präventionsarbeit massiv ausbauen und dabei auch die antifeministi-

sche und nationalistisch- völkische Dimension des Rechtsextremismus in den Blick nehmen.“ S. 82 

 „Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) soll zur obersten Bundesbehörde aufgewertet werden – mit mehr Personal, Budget und 

Kompetenzen. Ihre Leitung soll als Antidiskriminierungsbeauftragte*r vom Deutschen Bundestag gewählt werden. Das Allgemeine Gleich-

behandlungsgesetz wollen wir zu einem echten Bundesantidiskriminierungsgesetz weiterentwickeln, das Schutzlücken endlich schließt, 

Klagen gegen Diskriminierung für Betroffene vereinfacht und ein umfassendes Verbandsklagerecht einschließt, damit gegen Diskriminie-

rung strukturell und nachhaltig vorgegangen werden kann.“ S. 71 
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UMVERTEILUNG VON SORGEARBEIT 
 

1. Partnerschaftliche Arbeitsteilung fördern 

Partei  Aussage  

CDU/CSU Die Vereinbarkeit und Verteilung der Sorgearbeit will die CDU/CSU z.B. mit einer Ausweitung nichtübertragbarer Monate beim Elterngeld und 

Zeitkonten für die Erwerbsarbeit verbessern. Die ungleiche Verteilung der Sorgearbeit zwischen Frauen und Männern thematisiert die CDU/CSU 

nicht. 

 „Gleichzeitig versprechen wir, dass wir die Vereinbarkeit von Familie und Beruf weiter verbessern und die Chancengleichheit von Frauen 

und Männern fördern.“ S. 75 

 „Unser Ziel ist es, das Elterngeld weiter zu stärken und gerade Väter zu ermutigen, stärker als bisher das Elterngeld zu nutzen. Wir wollen 

die Partnermonate beim Elterngeld um weitere zwei auf insgesamt 16 Monate ausweiten, wenn sowohl Vater als auch Mutter Elternzeit 

nehmen.“ S. 75 

 „Wir wollen das bestehende Instrument der Zeitwertkonten praktikabler gestalten und als Familienzeitkonten für die Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf nutzbar machen. Dieses Konzept hat sich bereits bewährt, weshalb wir seine Verbreitung weiter fördern wollen.“ S. 76 

 „Eltern sollen angesparte Zeiten einsetzen können, um in der Familienphase ohne finanzielle Nachteile weniger zu arbeiten. Auch staatliche 

Fördermittel sollen auf Familienzeitkonten gebucht werden können.“ S. 76 

 „Wir werden Wahlfreiheit durch mehr Zeitsouveränität über das ganze Berufsleben ermöglichen.“ S. 76 

 „Die Vielfalt unserer Gesellschaft soll auch im öffentlichen Dienst sichtbar sein. Wir werden auch dafür sorgen, dass keine Frau und kein 

Mann wegen der Erziehung der Kinder oder der Pflege von Angehörigen benachteiligt wird. Im öffentlichen Dienst sind diese Zeiten besser 

als bisher bei Beförderungen und Bewerbungen als Qualifikation zu berücksichtigen. Damit wollen wir die Familienfreundlichkeit im Land 

verbessern.“ S. 102 

SPD Die SPD will mehr Vereinbarkeit und Partnerschaftlichkeit für Eltern durch die Einführung eines Vier-Säulen-Modells schaffen und damit mehr 

Zeit für Familien Elternschaftszeit direkt nach Geburt, erweiterte Partnerschaftsmonate beim ElterngeldPlus, Elterngeld akut, Modell der Fami-

lienpflegezeit mit bis zu 15 Monaten Lohnersatz.  
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 "Wir treten dafür an, dass Familien mehr Zeit füreinander haben, und dass es einfacher wird, Erwerbs- und Sorgearbeit gerechter zwischen 

allen Geschlechtern aufzuteilen, und Alleinerziehende besser unterstützt werden. Wir werden ein Vier-Säulen-Modell für mehr Familienzeit 

einführen.“ S. 39 

 „Die erste Säule sind zwei Wochen Elternschaftszeit direkt nach Geburt eines Kindes, auf die jeder Vater bzw. der/die Partner* in kurzfristig 

und sozial abgesichert Anspruch hat.  

Die zweite Säule ist die Familienarbeitszeit, mit der wir den derzeitigen Partnerschaftsbonus beim ElterngeldPlus zu einer flexiblen, geför-

derten Elternteilzeit nach dem ersten Lebensjahr eines Kindes ausbauen werden. Wenn in Paarfamilien beide Elternteile gleichzeitig oder 

Alleinerziehende etwas weniger als Vollzeit arbeiten, sollen sie zukünftig je zehn Monate ElterngeldPlus erhalten – mindestens 200 und 

höchstens 900 Euro. Diese Leistung kann so lange genutzt werden wie auch der Anspruch auf Elternzeit gilt, also bis zum achten Geburtstag 

des Kindes. Denn auch jenseits des Kleinkindalters brauchen Eltern Zeit für ihre Kinder, sei es bei der Einschulung, weil ein Umzug ansteht 

oder ein Kind einfach mehr unterstützt werden muss als andere. 

Die dritte Säule ist die dauerhafte Ausweitung der pandemiebedingt erhöhten Kinderkrankentage auf 20 Tage pro Kind, Jahr und Elternteil 

(als „Elterngeld akut“) - bei mehr als zwei Kindern maximal 45 Tage pro Elternteil und 90 Tage für Alleinerziehende. Kinderkrankentage 

waren schon vor Corona oft zu knapp - gerade bei jüngeren Kindern, die in den ersten Kita-Jahren häufig krank werden. Darüber hinaus soll 

künftig auch anderer kurzzeitiger Betreuungsbedarf über das neue Elterngeld organisiert werden können.“ S. 39  

 „Wir haben deshalb ein Konzept der Kindergrundsicherung entwickelt […]. Sie beinhaltet gute und beitragsfreie Kitas, ein Ganztagsangebot 

für Schulkinder, eine soziale Infrastruktur für Kinder und Jugendliche und freie Fahrt mit Bus und Bahn im Nahverkehr […].“ S. 39 

FDP Die FDP möchte die Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessern. Dadurch soll insbesondere Müttern die Erwerbsarbeit erleichtert werden. 

Das ElterngeldPlus und der Partnerschaftsbonus sollen sich weiterentwickeln. Die Mindest- und Maximalbeträge will die FDP erhöhen, um An-

reize für eine partnerschaftliche Aufteilung zwischen den Eltern zu schaffen. 

 „Wir Freie Demokraten wollen die Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessern. Dazu wollen wir Betriebskindergärten auch steuerlich 

fördern, den Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung auch in der Praxis und perspektivisch ab dem Ende des Mutterschutzes garantieren, die 

Betreuungszeiten flexibilisieren und die steuerliche Absetzbarkeit von Betreuungskosten ermöglichen. […] Zudem wollen wir bessere Vo-

raussetzungen für die Vereinbarung von Weiterbildung und Familie schaffen. Familienfreundliche Weiterbildungen steigern die Karrierech-

ancen insbesondere für Frauen.“ S. 32 
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 „Wir möchten bessere Rahmenbedingungen an Hochschulen für Wissenschaftskarrieren schaffen. Dabei ist uns auch die Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf ein zentrales Anliegen – zum Beispiel durch eine bessere Kinderbetreuung an Hochschulen und die Möglichkeit für Väter 

und Mütter, ihre Lehrverpflichtungen beziehungsweise Forschungszeiten selbstbestimmter festzulegen.“ S. 22 

 „Wir Freie Demokraten fordern eine zeitlich begrenzte Auszeit für Mitglieder in Vorständen sowie Aufsichtsräten und für andere oberste 

Führungskräfte. In begründeten Fällen wie Geburt, Elternzeit, Pflege Angehöriger oder bei eigener schwerer Erkrankung soll es möglich 

sein, das Mandat für einen begrenzten Zeitraum ruhen zu lassen, ohne es niederzulegen. Dies ersetzt die bisherige Regelung der vollen 

Haftung bei Abwesenheit oder Zwang zur Mandatsniederlegung.“ S. 34 

 „Wir Freie Demokraten wollen das Elterngeld entbürokratisieren und digitalisieren sowie den Partnerschaftsbonus flexibilisieren. Ungerech-

tigkeiten wie beim Insolvenzgeld oder bei Mischeinkünften wollen wir abbauen. Auch das „ElterngeldPlus“ und den Partnerschaftsbonus 

passen wir der Lebensrealität der Familien an.“ S. 40 

 „Wir Freie Demokraten wollen den Rechtsanspruch auf „Partnermonate“ beim Elterngeld auf drei Monate verlängern. Damit erhöht sich 

die Bezugsdauer auf maximal 15 Monate. Das gilt auch für Alleinerziehende. Die Mindest- und Maximalbeträge wollen wir erhöhen, auch 

als Inflationsausgleich. Dadurch wollen wir Anreize für eine ausgewogenere Aufteilung der Familienarbeit zwischen den Elternteilen schaf-

fen.“ S. 40 

DIE LINKE DIE LINKE erkennt die Sorgelücke als Problem. Die Partnerschaftliche Sorgearbeit soll vor allem durch mehr Zeit für alle und einen Elterngeldan-
spruch von mindestens 12 Monaten pro Elternteil gefördert werden. 

 „Als LINKE stehen wir für einen Feminismus, der an die Wurzeln geht. Das heißt zuallererst, Geld, Arbeit und Zeit zwischen den Geschlech-

tern gerecht zu verteilen.“ S. 101 

 „Es geht nicht nur um eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf, damit Frauen ihre Kinder und Karriere noch schneller jonglieren 

können. Wir brauchen neue Arbeitszeitmodelle – und zwar für alle! […] für eine deutliche Arbeitszeitverkürzung in Richtung eines neuen 

Normalarbeitsverhältnisses mit einer 30 –Stunden-Woche“ S. 102  

 Flächendeckender Ausbau Kindertagesbetreuung im Ganztag in Kita, Rechtsanspruch Ganztag im Grundschulalter „lässt sich nur mit schnel-

len und erheblichen Investitionen in den Ausbau von Einrichtungen und die Ausbildung und Einstellung von mehr Personal einlösen“, S. 48, 

S. 58 

 „Um Familie und Beruf besser zu vereinbaren, wollen wir den Elterngeldanspruch auf 12 Monate pro Elternteil (bzw. 24 Monate für Allein-

erziehende) verlängern. Der Elterngeldanspruch gilt individuell und ist nicht auf den anderen Elternteil übertragbar. Er gilt bis zum siebten 
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Lebensjahr des Kindes. Außerdem wollen wir den Mindestbetrag des Elterngelds auf 400 Euro und beim Elterngeld Plus entsprechend auf 

200 Euro anheben.“ S. 29 

 „Keine Anrechnung des Elterngeldes auf Transferleistungen: Seit 2011 wird Elterngeld zum Beispiel auf Hartz IV angerechnet. Insbesondere 

Familien mit geringem oder gar keinem Einkommen, die auf staatliche Unterstützung angewiesen sind, sind seitdem von der Leistung aus-

geschlossen.“ S. 103 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen wollen bessere Vereinbarkeit und Partnerschaftlichkeit für Eltern durch die Einführung der KinderZeit Plus und einem flexiblen Voll-

zeitkorridor erreichen. 

 „Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist eine gesamtgesellschaftliche Verantwortung, der wir uns gemeinsam mit Wirtschaft und öf-

fentlichen Institutionen stellen. Alle Eltern sollen Elternzeit unkompliziert in Anspruch nehmen können. Mit der KinderZeit Plus wollen wir 

das Elterngeld auf 24 Monate ausweiten: Pro Elternteil je acht Monate, weitere acht Monate können flexibel untereinander aufgeteilt wer-

den. Wird die KinderZeit Plus Teilzeit in Anspruch genommen, verlängert dies entsprechend den Bezugszeitraum. Sie kann bis zum 14. Ge-

burtstag des Kindes genommen werden, denn auch bei älteren Kindern kann zeitweise mehr Aufmerksamkeit nötig sein. Die Bedarfe der 

Familien von Kindern mit Behinderung sollen zusätzlich Berücksichtigung finden. Wir unterstützen Eltern dabei, Familie und Arbeit mit einer 

neuen Arbeitszeitkultur und einem flexiblen Vollzeitkorridor in eine ausgewogene Balance zu bringen, Familien- und Hausarbeit partner-

schaftlich zu teilen und Teilzeitfallen zu vermeiden. Niemand soll sich zwischen Kind und Job, Ausbildung oder Studium entscheiden müs-

sen, darum soll der Anspruch auf ein Kinderkrankengeld auf 15 Tage im Jahr pro Kind und Elternteil steigen, Alleinerziehende bekommen 30 

Tage.“ S. 41 

 

2. Vaterschaftsfreistellung nach Geburt eines Kindes 

Partei  Aussage  

CDU/CSU k. A. 

SPD Die SPD fordert zwei Wochen Elternschaftszeit für Väter bzw. Co-Mütter. 
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 „Die erste Säule sind zwei Wochen Elternschaftszeit direkt nach Geburt eines Kindes, auf die jeder Vater bzw. der/die Partner*in kurzfristig 

und sozial abgesichert Anspruch hat. Wir werden damit Familien mit Kindern in ihrer allerersten Phase unterstützen und die Voraussetzun-

gen für eine gerechtere Aufteilung von Sorgeaufgaben schaffen.“ S. 39 

FDP Die FDP stellt zehn Tage Partnerschutz für den zweiten Elternteil in Aussicht. 

 „Wir Freie Demokraten fordern die Einführung eines „Partnerschutzes“ analog zum „Mutterschutz“: Nach der Geburt eines Kindes hat der 

andere Elternteil das Recht, zehn Arbeitstage in Partnerschutz zu gehen. Dieser darf auch halbtägig beansprucht werden und besteht dann 

für die doppelte Zeitdauer. Die Finanzierung des Partnerschutzes erfolgt äquivalent zum Mutterschutz. Alleinerziehende haben das Recht, 

eine andere Person für den Partnerschutz zu benennen (zum Beispiel Familienangehörige), die die Alleinerziehenden in dieser Zeit unter-

stützt.“ S. 34 

DIE LINKE DIE LINKE fordert zehn Tage Elternschutz für den zweiten Elternteil nach Geburt. 

 „Wir wollen einen zusätzlichen Elternschutz von zehn Tagen bezahlter Freistellung für den zweiten Elternteil nach der Geburt des Kindes.“ 

S. 30 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen setzen sich für eine 14-tägige Freistellung für den zweiten Elternteil ein. 

 „Für die besondere Zeit direkt nach der Geburt wollen wir neben dem Mutterschutz auch für den zweiten Elternteil eine 14-tägige Freistel-

lung einrichten. Die Mutterschutzregelungen sollen auch nach einer Totgeburt ab der 20. Schwangerschaftswoche möglich sein.“ S. 42 

 

3. Entgeltersatzleistung und professionelle Hilfen für Pflegende 

Partei  Aussage  

CDU/CSU CDU/CSU wollen die familiäre Pflege mehr unterstützen, mit einer Flexibilisierung der Inanspruchnahme von professionellen, öffentlich bereit-

gestellten Angeboten. Eine Entgeltersatzleistung für Pflegende wird von CDU/CSU nicht angedacht. 

 „Familiäre Pflege muss eine noch gezieltere und flexiblere Unterstützung erfahren. Deshalb setzen wir uns dafür ein, die bisherigen Leistun-

gen für Angebote der Kurzzeit- und Verhinderungspflege sowie Betreuungsleistungen zu einem Budget zusammenzufassen.“ S. 68 

 „Pflege findet in den Quartieren der betroffenen Menschen statt. Deshalb werden wir die Länder und Kommunen darin unterstützen, quar-

tiersbezogene und sektorenübergreifende Versorgungskonzepte umzusetzen.“ S. 69 
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SPD Die SPD möchte eine Lohnsatersatzleistung für Pflegende ermöglichen und die Pflegeinfrastruktur ausbauen. 

 „Unser Modell der Familienpflegezeit ist die vierte Säule. Wer Angehörige pflegt, soll dabei unterstützt werden, die Pflege mit Erwerbsar-

beit zu kombinieren. Das bedeutet: 15 Monate Anspruch auf Unterstützung (Lohnersatz) bei einer Arbeitszeitreduzierung für jeden nahen 

Angehörigen ab Pflegegrad 2, auf mehrere Pflegepersonen aufteilbar mit einer Mindestarbeitszeit von 15 bis 20 Stunden. Wichtig ist, dass 

Unternehmen gezielt auch die Männer ermutigen, dieses Modell zu nutzen.“ S. 39  

 „Die Pflegeinfrastruktur muss bedarfsgerecht ausgebaut werden.“ S. 36 

 Bei Pflegebedürftigkeit wollen viele in der eigenen Wohnung bleiben. Dabei sind sie oft auf eine 24-Stunden-Pflege angewiesen. […] Wir 

werden bei der Pflege und der Hilfe im Alltag für rechtliche Klarheit sorgen.“ S. 36 

 „Ein besonderes Augenmerk werden wir auf den ländlichen Raum legen. Wir werden im Rahmen eines Modellprojektes des Bundes Dienst-

leistungszentren (DLZ) in kleinen Städten und Gemeinden schaffen, in denen medizinische und haushaltsnahe Dienstleistungen vermittelt 

werden. Die DLZ erkennen darüber hinaus fehlende Angebote und schaffen in Kooperation mit dem sozialen Arbeitsmarkt und den vorhan-

denen Anbietern Abhilfe.“ S. 36 

FDP Die FDP sieht eine Entgeltersatzleistung für Pflegende nicht vor. Pflegende Angehörige sollen aber besonders mit einem Ausbau der Kurzzeit-

pflege entlastet werden. 

 „Wir Freie Demokraten fordern den Ausbau von Kurzzeitpflegeplätzen. Denn pflegende Angehörige sind eine tragende Säule der pflegeri-

schen Versorgung in unserem Land. Sie benötigen dringend mehr Unterstützung und niedrigschwellige Beratungsangebote. Kurzzeitpflege-

plätze sollten über ein Online-Register einsehbar sein. Insbesondere zur Unterstützung der Betreuung von Menschen mit Demenz braucht 

es mehr aufsuchende Beratung und den Ausbau demenzfreundlicher Quartiere. Und auch in der häuslichen Versorgung kann mit digitalen 

Anwendungen und Telepflege eine Entlastung geschaffen werden. Gerade in ländlichen Gebieten könnten wir dadurch eine gute Versor-

gung im gewohnten Umfeld länger möglich machen.“ S. 39 

DIE LINKE DIE LINKE setzt auf eine Lohnersatzleistung für Pflegezeiten und eine Entlastung in der Angehörigenpflege durch einen Ausbau der öffentlichen 
Infrastruktur in verpflichtender kommunaler Verantwortung. 

 „Wir wollen sechs Wochen Freistellung bei vollem, arbeitgeberfinanziertem Lohnausgleich und unabhängig vom Verwandtschaftsgrad.“ S. 

103  

 „Pflegeleistungen sollen in hoher Qualität von gut bezahlten Fachkräften erbracht werden. Familiäre Pflege und nachbarschaftliches Enga-

gement können ergänzend und sollen nicht aus der Not heraus geleistet werden.“ S. 34 
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 „Die größte Entlastung sowohl für Menschen mit Pflegebedarf als auch für ihre pflegenden Angehörigen sind wohnortnahe, nicht kommer-

zielle und von einer Solidarischen Pflegevollversicherung abgedeckte professionelle Tages- und Kurzzeitpflege sowie unbürokratisch zu-

gängliche Entlastungsangebote. Sie müssen ausgebaut und zusammengeführt werden. Menschen mit Pflegebedarf und pflegende Angehö-

rige sollen selbst entscheiden können, welche Versorgungsform und welche Unterstützungsleistung sie in welchem Mix in ihrer Lebensfüh-

rung brauchen und wollen.“ S. 34 

 „Eine Unterstützung bei der Bewältigung des Alltags durch häusliche Betreuung, die dafür notwendig ist, muss auf dem Boden des gelten-

den Arbeitsrechts neu aufgestellt werden.“ S. 35 

 „Die gesundheitliche und pflegerische Versorgung muss wohnort- und patientennah sichergestellt und zur kommunalen Pflichtaufgabe 

gemacht werden.“ S. 111 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen wollen eine Lohnersatzleistung für Pflegende ermöglichen. Mit bedarfsgerechten Infrastrukturangeboten vor Ort soll die Pflege für 

Angehörige vereinfacht werden. 

 „Jemanden zu pflegen verdient unsere Anerkennung und die Unterstützung der Gesellschaft. Deshalb wollen wir Menschen, die Verantwor-

tung für Angehörige, Nachbar*innen oder Freund*innen übernehmen, mit der PflegeZeit Plus besonders unterstützen. Wir ermöglichen 

damit allen Erwerbstätigen eine Lohnersatzleistung bei dreimonatigem Vollausstieg und dreijährigem Teilausstieg, die pflegebedingte Ar-

beitszeitreduzierungen finanziell abfedert.“ S. 52 

 „Gerade in einer alternden Gesellschaft braucht es dafür überall vielfältige, auf den Bedarf vor Ort angepasste pflegerische Angebote, die 

auf die individuellen Bedürfnisse und biografischen Hintergründe der Pflegebedürftigen eingehen. Statt weiterer Großeinrichtungen sind 

mehr ambulante Wohn- und Pflegeformen nötig, zum Beispiel Angebote der Tages-, Kurzzeit- und Verhinderungspflege oder Pflege-Wohn-

gemeinschaften – eingebettet in ein Umfeld, das Menschen im Alter oder bei Assistenzbedarf dabei unterstützt, aktiv am gesellschaftlichen 

Leben teilzuhaben. Gerade im ländlichen Raum können Community Health Nurses wie früher die Gemeindeschwestern eine große Stütze 

sein. So wird die Pflege auch für Angehörige einfacher. Dafür wollen wir die rechtlichen Rahmenbedingungen für Quartierspflege schaffen 

und den Kommunen ermöglichen, eine verbindliche Pflegebedarfsplanung vorzunehmen, um das Angebot an Pflege vor Ort zu gestalten. 

Ein Bundesprogramm soll eine Anschubfinanzierung für Kommunen bereitstellen […] Leistungen der Pflegeversicherung sollen bedarfsge-

recht, wohnformunabhängig und als persönliches Budget verfügbar sein.“ S. 52 
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4. Gerechtes Sorge- und Unterhaltsrecht 

Partei  Aussage  

CDU/CSU Das Kindeswohl ist für die CDU/CSU im Sorge- und Unterhaltsrecht zentral, Betreuungsregelungen sollen individuell festgelegt werden.  

 „Wir wollen die familienrechtlichen Vorschriften im Unterhalts-, Sorge- und Umgangsrecht anpassen. Zentral ist dabei nach wie vor das 

Wohl des Kindes. Wir wollen eine Aufenthalts- und Betreuungsregelung, die in jedem Einzelfall bestmöglich das Kindeswohl sicherstellt.“ S. 

78 

SPD k. A. 

FDP Die FDP setzt sich für das Wechselmodell als gesetzliches Leitbild ein. Im Einzelfall soll geprüft werden, ob das Kindeswohl dem nicht entgegen-

steht. Die Unterhaltsverantwortung soll ausdrücklich bei beiden Elternteilen liegen. 

 „Wir Freie Demokraten wollen das sogenannte „Wechselmodell“ zum gesetzlichen Leitbild bei der Betreuung minderjähriger Kinder nach 

einer Trennung der Eltern machen. Beide Eltern sollten berechtigt und verpflichtet sein, sowohl für den Unterhalt als auch für die Betreu-

ung mit einem substantiellen Anteil zu sorgen. Viele Eltern möchten die Kinder auch nach der Trennung gemeinsam erziehen. Die Politik 

muss die gesetzlichen Rahmenbedingungen hierfür schaffen und insbesondere vorsehen, dass Erziehungs- und Unterhaltsverantwortung 

gemeinschaftlich ausgeübt werden, wenn das Kindeswohl dem nicht entgegensteht.“ S. 43 

DIE LINKE Das Kindeswohl steht für DIE LINKE im Mittelpunkt bei Sorge- und Umgangsrechtsentscheidungen. Der Schutz vor Gewalt soll dabei oberste 

Priorität haben.  

 „Im Sorge- und Umgangsrecht muss das Kindeswohl im Mittelpunkt stehen und weiterhin im Einzelfall geprüft werden.“ S. 30 

 „Gewalt gegen die Mutter gefährdet massiv das Kindeswohl und kann für Mütter und Kinder lebensgefährlich sein. Bei Entscheidungen zum 

Sorge- und Umgangsrecht muss Gewaltschutz oberste Priorität haben.“ S. 104 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen wollen, dass Betreuungsmodelle individuell und am Kindeswohl orientiert festgelegt werden. Gewaltschutz soll im Sorgerecht be-

rücksichtigt werden. 

 „Das Betreuungsmodell soll im Einzelfall am Kindeswohl orientiert gefunden und nicht schematisch definiert werden.“ S. 42 

 „Häusliche Gewalt muss in Entscheidungen über Besuchs- und Sorgerecht berücksichtigt werden. Es gilt den Kinderschutz vor Gericht zu 

stärken und die Meinung von Kindern zu berücksichtigen.“ S. 85 
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5. Sorgeberufe aufwerten 

Partei  Aussage  

CDU/CSU Die CDU/CSU nimmt sich vor, Sorgeberufe in der Pflege und Gesundheit durch eine verbesserte Aus- und Weiterbildung mit allgemeiner Ausbil-

dungsvergütung sowie besseren Arbeitsbedingungen mit verlässlichen Dienstzeiten und einer digitalen Infrastruktur aufzuwerten. 

 „In den Gesundheitsberufen und in der Pflege werden wir die Aus- und Weiterbildung stärken und die Reform der Berufsgesetze vollenden. 

Die auf den Weg gebrachte Abschaffung des Schulgeldes in den Gesundheitsberufen und die Einführung einer allgemeinen Ausbildungsver-

gütung wollen wir zügig umsetzen.“ S. 64 

 „Pflegekräfte sollen durch den digitalen Fortschritt spürbar entlastet werden, indem beispielsweise digitale Infrastrukturen ausgebaut und 

Pflegedokumentationen erleichtert werden.“ S. 68  

 „Eine hohe Pflegequalität ist für die Betroffenen von zentraler Bedeutung. Dafür brauchen wir gut ausgebildete Pflegekräfte.“ S. 69 

 „Wir wollen die Willkommenskultur für ausländische Pflegefachkräfte stärken und setzen uns für eine generelle Schulgeldfreiheit für Ge-

sundheits- und Pflegeberufe ein, um dem wachsenden Bedarf an Pflege- und Gesundheitsleistungen gerecht zu werden.“ S. 69 

 „Es ist wichtig, attraktive Arbeitsbedingungen für alle in der Pflege Beschäftigten zu schaffen, die insbesondere auch eine verlässliche Ge-

staltung der Dienstpläne umfassen.“ S. 69 

SPD Mit mehr Tarifbindung, höheren Löhnen und Ausbildungsvergütungen sowie verbesserten Arbeitsbedingungen durch neue Personalbemessun-

gen will die SPD die Berufe in Erziehung, Pflege und Gesundheit aufwerten. 

 „Gesundheit ist keine Ware, deshalb müssen in unserem Gesundheitssystem die Bürger*innen im Mittelpunkt stehen. Der Staat muss des-

halb sicherstellen, dass die Leistungen der Gesundheitsversorgung den Bedürfnissen derer entsprechen, die sie benötigen. Gute Arbeitsbe-

dingungen und vernünftige Löhne in der Pflege sind dafür eine wichtige Grundlage.“ S. 18  

 „In der Pflege wird enorme und gesellschaftlich wertvolle Arbeit geleistet. Wir wollen die Lohn- und Arbeitsbedingungen in der Altenpflege 

und Pflege von Menschen mit Behinderung schnell verbessern. Unsere Ziele sind allgemeinverbindliche Branchentarifverträge. Wir werden 

über die Pflegemindestlohnkommission eine weitere Erhöhung der Mindestlöhne verfolgen. Gemeinsam mit den Kirchen wollen wir einen 

Weg erarbeiten, ihr Arbeitsrecht dem allgemeinen Arbeits- und Tarifrecht sowie der Betriebsverfassung anzugleichen. Wir haben dafür 

gesorgt, dass Pflegeanbieter, die nach Tarif zahlen, diese auf von der Pflegeversicherung refinanziert bekommen. Nun werden wir im Um-

kehrschluss die Refinanzierung der Pflegeleistungen an die Geltung von Tarifverträgen binden. Es gibt einen gewaltigen Personalmangel in 
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den Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen. Soziale Arbeit aufwerten heißt für uns auch, dass die Arbeits- und Stressbelastung gesenkt 

werden muss. Wir werden deshalb den Vorschlag eines neuen Personalbemessungsrahmens voranbringen.“ S. 28 

 „Mit gezielten Impulsen zur Fachkräftesicherung werden wir die Länder beim weiteren Ausbau von Kitas, Ganztagsbetreuung an Schulen 

und Jugendeinrichtungen unterstützen. Unser Ziel ist es, die Zahl der Nachwuchskräfte in den erzieherischen Berufen bis 2030 bundesweit 

zu verdoppeln. Dafür werden wir eine attraktive, vergütete und schulgeldfreie Ausbildung schaffen, für mehr Ausbildungskapazitäten an 

Fachschulen und in den Studiengängen zur sozialen Arbeit und Kindheitspädagogik sorgen, mehr Karriereoptionen für die Fachkräfte schaf-

fen und Beschäftigungsverhältnisse anstreben, die eine eigenständige Existenzsicherung ermöglichen.“ S. 28 

FDP Mit verbesserten Arbeitsbedingungen, mit neuer Personalbemessung sowie reformierter Ausbildung und anschließend mit besseren Karriere-
chancen will die FDP die professionelle Pflege aufwerten.  

 „Um die Attraktivität des Erzieherberufs zu stärken, schlagen wir vor, dass die Ausbildung zur Fachkraft im Bereich der frühkindlichen Bil-

dung bundesweit nicht nur schulgeldfrei erfolgt, sondern auch vergütet wird. Qualitativ hochwertige Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten 

werten das Berufsbild von Erzieherinnen und Erziehern spürbar auf.“ S. 16 

 „Wir Freie Demokraten fordern bessere Arbeitsbedingungen in der Pflege. Darum wollen wir von der Bildung über eine bedarfsgerechte 

Personalbemessung bis hin zu mehr Karrierechancen dafür sorgen, dass der Beruf wieder attraktiver wird. Nur so können wir den Personal-

mangel an seinem Ursprung angreifen und mehr Personal in die Versorgung bringen. Geben wir den Pflegenden wieder Zeit und Raum für 

ihre Arbeit!“ S. 38 

 „Wir Freie Demokraten wollen mehr digitale Inhalte, eine Stärkung der pflegerischen Kompetenzen und eine leistungsgerechte Durchlässig-

keit in Pflegeberufen. Denn Pflege ist ein hoch anspruchsvoller Beruf: empathisch und sozial, aber gleichzeitig zunehmend durch technolo-

gische Entwicklung geprägt. Das muss sich auch in der Ausbildung wiederfinden. Wir wollen Pflegenden ihre Berufsbiographie von der As-

sistenzkraft bis zur Pflegeprofessur selbst in die Hand legen. […] Wir setzen uns zudem für die Ausweitung von Pflegewissenschaften an den 

Hochschulen ein, sodass auch ein (duales) Studium für den Pflegebereich das Berufsfeld für neue Personengruppen öffnen kann. […] Zur 

Berechnung des Pflegeschlüssels sollen Auszubildende künftig nicht mehr herangezogen werden.“ S. 39  

 „Wir Freie Demokraten setzen uns für eine bedarfsgerechte Versorgung ein und fordern die Abkehr von reinen Pflegepersonal-Untergren-

zen. Pflege muss sich am Bedarf der Menschen orientieren, nicht an starren Regeln. Daher brauchen wir ein Instrument wie die „Pflegeper-

sonal-Regelung 2.0“ und einen ausgewogenen Qualifikationsmix.“ S. 39 
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DIE LINKE DIE LINKE will in der Pflege die Arbeitsbedingungen durch eine neue Personalbemessung und sofortige Neueinstellungen verbessern. Daneben 

sollen mit einem erhöhten Grundgehalt und höherer Tarifbindung die Pflegeberufe aufgewertet werden. Auch die Sozial- und Erziehungsberufe 

sollen durch bessere Bezahlung, neue Betreuungsschlüssel sowie mit Ausbildungsvergütung statt Schulgeld aufgewertet werden. 

 „100 000 Pflegekräfte mehr in den Krankenhäusern und 100 000 Pflegekräfte mehr in den Pflegeheimen und 500 Euro mehr Grundgehalt! 

Die vielen Ausgebildeten, die den Beruf verlassen haben, sollen mit attraktiven Arbeitsbedingungen zurückgewonnen werden.“ S. 31 

 „In den Pflegeeinrichtungen wollen wir gute Arbeitsbedingungen durchsetzen. Dazu soll der Pflegevorsorgefonds in einen Pflegepersonal-

fonds umgewandelt werden. Medizinische Behandlungspflege, muss auch in stationären Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der Behin-

dertenhilfe vollständig von der gesetzlichen Krankenversicherung getragen werden. Zusätzliche Pflegekräfte können so regulär beschäftigt 

und besser bezahlt werden. Grundlage dafür muss ein allgemeinverbindlicher Flächentarifvertrag, mindestens auf dem Niveau der Tarifver-

träge des Öffentlichen Dienstes (TVÖD / TV-L), für alle Beschäftigten sein, der auch für private und kirchliche Träger wie Caritas und Diako-

nie gilt. DIE LINKE fordert ein bedarfsgerechtes, hohes Fachkraftniveau auch in der Nachtschicht in Pflegeeinrichtungen, das bundesweit 

verbindlich umgesetzt und dessen Einhaltung wirksam kontrolliert wird. Bis zur Einführung der wissenschaftlichen Personalbemessung in 

der Altenpflege gilt eine Fachkraftquote von mindestens 50 Prozent.“ S. 32 

 „Ambulante Pflegedienste und soloselbstständige Pflegende wollen wir durch Organisation auf gemeinnützigen Plattformen und Durchset-

zung von sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnissen absichern.“ S. 32 

 „Pflegeleistungen sollen in hoher Qualität von gut bezahlten Fachkräften erbracht werden. Familiäre Pflege und nachbarschaftliches Enga-

gement können ergänzend und sollen nicht aus der Not heraus geleistet werden.“ S. 34 

 „Sozial- und Erziehungsberufe müssen aufgewertet werden. Sie verdienen größere Wertschätzung, bessere Bezahlung und Arbeitsbedin-

gungen. Dazu gehören auch die Anrechnung von Vor- und Nachbereitungszeiten sowie Fortbildung und eine Vertretung im Krankheitsfall. 

Der Betreuungsschlüssel muss an Personalstärke und Zeitkontingent angepasst werden. Wir wollen die Ausbildung als Erzieher*in in der 

frühkindlichen Bildung auf Hochschulniveau anheben. Auch Menschen ohne Hochschulzugangsberechtigung sollen Zugang zum Erziehungs-

beruf haben. Für die derzeitige Ausbildung zur Erzieher*in wollen wir eine Vergütung und die Abschaffung des Schulgeldes, um den Beruf 

attraktiver zu machen. Beschäftigte in der Kindertagespflege sollen aus prekären Beschäftigungslagen herausgeholt und sozialversiche-

rungspflichtig beschäftigt werden.“ S. 47 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen wollen die Sorgeberufe aufwerten, indem sie die Arbeitsbedingungen, die Ausbildungen und die Löhne u.a. durch Ausbildungsvergü-

tungen und mehr Tarifbindung verbessern. 
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 „Den Fachkräften in den KiTas stärken wir den Rücken mit Fachberatung, Supervisions- und Mentoring-Programmen, Lernortkooperationen 

und Unterstützung für berufliche Weiterentwicklung innerhalb des KiTa-Systems.“ S. 60 

 „Für die wichtige Arbeit, die Erzieher*innen, Lehrkräfte und andere Pädagog*innen im Bildungssystem und in der Jugendhilfe leisten, brau-

chen sie einen guten Lohn und gute Arbeitsbedingungen. Mit einer wirkungsvollen Fachkräfteoffensive wollen wir zudem für faire Ausbil-

dungsvergütungen, Weiterentwicklungsmöglichkeiten und gute Arbeitsbedingungen sorgen, dabei darf die Ausbildung zum Erzieherinnen-

beruf nicht am Schulgeld scheitern.“ S. 60 

 „In der Pflege setzen wir uns ein für bessere Arbeitsbedingungen, mehr Personal, Sicherheit für Menschen, die Pflege benötigen, und für 

diejenigen, die Angehörige oder Freund*innen pflegen.“ S. 32 

 „Den Ausbau digitaler Infrastruktur und technischer Assistenzsysteme in der Pflege wollen wir unterstützen.“ S. 52 

 „Wertschätzung braucht auch Löhne, die sie bezeugen – am besten über gute Tarifverträge. Wir wollen die soziale Pflegeversicherung ver-

pflichten, nur noch mit Anbietern zusammenzuarbeiten, die nach Tarif bezahlen.“ S. 53 
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ARBEITSMARKT- UND STEUERPOLITIK 
 

1. Zuschüsse für haushaltsnahe Dienstleistungen 

Partei  Aussage  

CDU/CSU Haushaltsnahe Dienstleistungen will die CDU/CSU steuerlich besser absetzen. Zuschüsse sind nicht vorgesehen. 

 „Wir werden die steuerliche Berücksichtigung haushaltsnaher Dienstleistungen verbessern. Sie entlasten Familien im Alltag und schaffen 

mehr Zeit für Familie und Beruf. So verringern wir auch Schwarzarbeit und tragen zur sozialen Absicherung der häufig weiblichen Beschäf-

tigten bei.“ S. 72 

SPD Die Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleistungen will die SPD fördern. In diesem Zuge soll die illegale Arbeit in Privathaushalten bekämpft 

werden.  

 „Wir werden durch eine besondere Förderung der haushaltsnahen Dienstleistungen die Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern, 

älteren Menschen helfen, möglichst lange in der eigenen Wohnung zu leben, Schwarzarbeit bekämpfen und den Personen, die ohne Sozial-

versicherung in den privaten Haushalten arbeiten, eine Absicherung bei Arbeitsunfällen oder Krankheit geben. Diese Förderung soll so aus-

gerichtet sein, dass sie auch von Geringverdiener*innen in Anspruch genommen werden kann.“ S. 36 

FDP Haushaltsnahe Dienstleistungen will die FDP steuerlich besser absetzen. Öffentliche Zuschüsse sind nicht vorgesehen. 

 „Auch die steuerliche Absetzbarkeit von Betreuungskosten, gesetzlichen Unterhaltsleistungen und haushaltsnahen Dienstleistungen wollen 

wir verbessern.“ S. 41 

DIE LINKE Haushaltsnahe Dienstleistungen will DIE LINKE über die Angebotsseite und zertifizierte Agenturen in bessere Arbeitsbedingungen bekommen. 

Öffentliche Zuschüsse sind nicht vorgesehen. 

 „Rechte von Beschäftigten in Privathaushalten stärken. Arbeit in Privathaushalten (u. a. Reinigung, Pflege, Kinderbetreuung) soll vor allem 

über zertifizierte Agenturen, gemeinwohlorientierte oder kommunale Träger organisiert werden.“ S. 20 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen wollen Regelungen für haushaltsnahe Dienstleistungen schaffen und diese fördern.  

 „Minijobs, mit Ausnahmen für Studierende, Schüler*innen und Rentner*innen, wollen wir in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 

überführen und Regelungen für haushaltsnahe Dienstleistungen schaffen.“ S. 47 
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 „Es gilt, familienunterstützende Dienstleistungen zu fördern, zum Beispiel für ergänzende Kinderbetreuung oder haushaltsnahe Dienstleis-

tungen.“ S. 44 

 

2. Zeitgemäße Ehegattenbesteuerung 

Partei  Aussage  

CDU/CSU Die CDU/CSU hält am Ehegattensplitting fest. Den Kinderfreibetrag will die CDU/CSU erhöhen. 

 „Wir halten am Ehegattensplitting fest und wollen unabhängig davon zusätzlich Ansätze entwickeln, um Kinder positiv zu berücksichtigen. 

Wir haben die finanzielle Situation von Familien spürbar verbessert, indem wir den Kinderfreibetrag und das Kindergeld zum 1. Januar 2021 

deutlich erhöht haben. Perspektivisch streben wir den vollen Grundfreibetrag für Kinder an und finden damit den Einstieg in ein Kindersplit-

ting.“ S. 72 

SPD Die SPD möchte das Ehegattensplitting für mehr Partnerschaftlichkeit ändern und die Steuerlast gerecht verteilen. Die Neuregelung soll für neu 

geschlossene Ehen gelten. Wie die konzeptionelle Änderung genau aussehen soll, wird im Programm nicht deutlich. 

 „Das geltende Steuerrecht befördert die klassische Arbeitsteilung zwischen Männern und Frauen. Das werden wir ändern und das Steuer-

recht stärker auf Partnerschaftlichkeit ausrichten sowie die Steuerlast bei unterschiedlich hohen Einkommen zwischen den Eheleuten ge-

recht verteilen. Das Ehegattensplitting bildet die gesellschaftliche Realität nicht mehr ab und schließt viele Haushalte mit Kindern von dem 

gewährten Steuervorteil aus. Nutznießer sind stattdessen vor allem Alleinverdiener-Ehepaare mit hohen Einkommen unabhängig von der 

Kinderzahl. Wir werden das Ehegattensplitting für neu geschlossene Ehen ändern. Die allermeisten Haushalte mit Kindern werden durch die 

Kindergrundsicherung finanziell bessergestellt werden. Normalverdienende auch ohne Kinder werden keine Einbußen erleiden. Für beste-

hende Ehen werden wir zudem ein Wahlrecht einführen.“ S. 23 

FDP Die FDP hält am Ehegattensplitting fest und stellt Steuergutschriften in Aussicht. 

 „Am Splittingverfahren für Ehe- und eingetragene Lebenspartnerschaften wollen wir festhalten. Ebenso kann es sinnvoll sein, künftig stär-

ker mit - von der Steuerschuld abzuziehenden - Steuergutschriften zu arbeiten. Dadurch wirken Freibeträge besser für die niedrigen und 

mittleren Einkommen.“ S. 41 
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DIE LINKE DIE LINKE will das Ehegattensplitting durch familien- und geschlechtergerechte Steuermodelle, eine Individualbesteuerung und ein frei übertrag-
bares Existenzminimum ersetzen. 

 „Das Ehegattensplitting wird mit sozialverträglichen Übergangsregelungen durch eine geschlechtergerechte Individualbesteuerung ersetzt. 

Dabei muss das nicht ausgeschöpfte steuerliche Existenzminimum zwischen Eheleuten bzw. Lebenspartner*innen übertragbar sein.“ S. 88 

 „Der besondere Schutz und die Förderung durch Staat und Gesellschaft sollen in Zukunft nicht Ehepaaren vorbehalten sein, sondern  

denjenigen zugutekommen, die mit Kindern oder Pflegebedürftigen leben – unabhängig von ihrer sexuellen Orientierung und geschlechtli-

chen Identität. Wir wollen die Gleichberechtigung aller Lebensweisen, bei denen Verantwortung für andere übernommen wird.“ […]  

Das Ehegattensplitting werden wir durch familien- und geschlechtergerechte Steuermodelle und frei übertragbares Existenzminimum erset-

zen.“ S. 107 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen wollen das Ehegattensplitting reformieren und für neu geschlossene Ehen eine individuelle Besteuerung mit übertragbarem Grund-

freibetrag einführen sowie die Steuerklasse 5 abschaffen. 

 „Im Zusammenspiel mit Minijobs und der kostenlosen Mitversicherung wirken sich diese Maßnahmen negativ auf die Erwerbstätigkeit von 

Frauen aus. Deshalb wollen wir für neu geschlossene Ehen eine individuelle Besteuerung mit übertragbarem Grundfreibetrag einführen.  

Bei der Lohnsteuer soll die/der heute über Gebühr belastete Zweitverdiener*in entlastet werden, indem das Faktorverfahren zur Regel und 

die Steuerklasse 5 für Zuverdiener*innen abgeschafft wird. So sorgen wir dafür, dass gleichberechtigte Lebensentwürfe nicht länger be-

nachteiligt werden. Paare, die bereits verheiratet sind, können sich entscheiden, ob sie sich einzeln veranlagen oder weiterhin das Ehegat-

tensplitting nutzen wollen. Zugleich stärken wir mit der Kindergrundsicherung Familien. Alleinerziehende, die heute am stärksten von Ar-

mut betroffen sind, entlasten wir mit einer Steuergutschrift.“ S. 45 

 

3. Soziale Absicherung von Minijobs 

Partei  Aussage  

CDU/CSU Die Überführung der Minijobs in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ist für die CDU/CSU kein Thema. Sie setzt auf eine Anhebung der 

Minijobobergrenze. 

 „Minijobs bedeuten Flexibilität für Arbeitgeber und Arbeitnehmer vieler mittelständischer Betriebe. Wir werden die Minijobgrenze von 450 

Euro auf 550 Euro pro Monat erhöhen und diese Grenze mit Blick auf die Entwicklung des Mindestlohns regelmäßig überprüfen.“ S. 38 
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SPD Die SPD plant eine Überführung von Minijobs in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung.   

 „Die Corona-Krise hat erneut gezeigt, dass die soziale Sicherung der Minijobs unzureichend ist. Unser Ziel ist, alle Beschäftigungsverhält-

nisse in die soziale Sicherung einzubeziehen. Dabei wird es Übergänge für bestehende Arbeitsverhältnisse und Ausnahmen für bestimmte 

Gruppen wie zum Beispiel Rentner*innen geben. Um die Nettoeinkommen von gering Verdienenden zu erhöhen, heben wir die Gleitzone 

der Midi-Jobs auf 1.600 Euro an. In dieser Zone zahlen die Arbeitnehmer*innen geringere Beiträge, ohne dass sie dadurch einen geringeren 

Rentenanspruch haben.“ S. 28 

FDP Die Überführung der Minijobs in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ist für die FDP kein Thema. Sie setzt auf eine Anhebung der Mi-

nijobobergrenze.  

 „Wir Freie Demokraten wollen die Minijob- und Midijob-Grenze erhöhen und dynamisch an den gesetzlichen Mindestlohn koppeln. Mit 

jeder Anpassung des Mindestlohns reduzieren sich heute die Stunden, die Beschäftigte im Rahmen eines Mini- beziehungsweise Midijobs 

arbeiten dürfen. Damit sind Mini- oder Midijobber von Erhöhungen durch die allgemeine Lohnentwicklung abgeschnitten. Das wollen wir 

ändern und so für mehr Leistungsgerechtigkeit sorgen.“ S. 34 

DIE LINKE DIE LINKE plant eine Überführung von Minijobs in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung.  

  „Im Einzelhandel oder im Reinigungsgewerbe sind mehrheitlich Frauen beschäftigt und besonders häufig in prekärer Beschäftigung gefan-

gen. Wir fordern die Abschaffung sachgrundloser Befristung und die Überführung von Minijobs in sozial voll abgesicherte Beschäftigungs- 

verhältnisse. Ab dem ersten Euro muss für Unternehmen eine volle Pflicht zur Sozialversicherung gelten. Unfreiwillige Teilzeit wollen wir 

beenden: Alle Beschäftigten müssen einen Rechtsanspruch auf eine Vollzeitstelle bekommen.“ S. 103 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen planen eine Überführung von Minijobs in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. Eine Ausnahme soll für Studierende, Schü-

ler*innen und Rentner* innen gelten. 

 „Wir wollen für eine eigenständige Absicherung in allen Lebensphasen sorgen – von der Berufswahl bis zur Rente. Minijobs, mit Ausnahmen 

für Studierende, Schüler*innen und Rentner* innen, wollen wir in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung überführen“ S. 45 

 

  



 

///////////////////////////////////////////////////////////////////////////////// 

Auswertung der Wahlprogramme zur Bundestagswahl 2021 
 

 

24 
 

4. Existenzsichernder Mindestlohn 

Partei  Aussage  

CDU/CSU k. A. 

SPD Die SPD will den gesetzlichen Mindestlohn auf mindestens 12 Euro erhöhen und die Mindestlohnkommission stärken. 

 „Wir werden den gesetzlichen Mindestlohn zunächst auf mindestens zwölf Euro erhöhen und die Spielräume der Mindestlohnkommission 

für künftige Erhöhungen ausweiten.“ S. 27 

 Wie werden über die Pflegemindestlohnkommission eine weitere Erhöhung der Mindestlöhne verfolgen. (S. 28) 

 Unser Ziel bleiben europaweit Löhne, die zum Leben reichen, daher begrüßen wir den Vorschlag für einen Rechtsrahmen 

für europäische Mindestlöhne. (S. 57) 

FDP Die FDP benennt in ihrem Programm die Weiterentwicklung des Instruments des Mindestlohns nicht.  

 „Wir Freie Demokraten wollen die Minijob- und Midijob-Grenze erhöhen und dynamisch an den gesetzlichen Mindestlohn koppeln. Mit 

jeder Anpassung des Mindestlohns reduzieren sich heute die Stunden, die Beschäftigte im Rahmen eines Mini- beziehungsweise Midijobs 

arbeiten dürfen. Damit sind Mini- oder Midijobber von Erhöhungen durch die allgemeine Lohnentwicklung abgeschnitten. Das wollen wir 

ändern und so für mehr Leistungsgerechtigkeit sorgen.“ S. 34 

DIE LINKE Die LINKE will den Mindestlohn auf 13 Euro anheben, Ausnahmen abschaffen und konsequenter gegen Betrug vorgehen. 

 „Wir wollen den gesetzlichen Mindestlohn auf 13 Euro anheben, damit Einkommen aus Arbeit auch wirklich vor Armut schützt. Zuschläge für 

Sonntags-, Schicht- oder Mehrarbeit sowie Sonderzahlungen dürfen nicht mit dem Mindestlohn verrechnet werden.“ S. 9  

 „Sämtliche Ausnahmen vom Mindestlohn müssen gestrichen werden. Durch die Pflicht zur elektronischen Arbeitszeiterfassung und häufigere 

Kontrollen muss die Einhaltung des Mindestlohns durchgesetzt werden.“. S. 9  

 „Die Zahl der Kontrolleure bei der Finanzkontrolle Schwarzarbeit des Zolls muss auf 15 000 verdoppelt werden. Die Bundesregierung soll ein offizi-

elles Meldeportal gegen Mindestlohnbetrug einrichten.“ S. 9 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen wollen den Mindestlohn auf 12 Euro anheben und Ausnahmen für unter 18-Jährige abschaffen. 

 „Den gesetzlichen Mindestlohn werden wir sofort auf 12 Euro anheben. Anschließend muss der Mindestlohn weiter steigen, um wirksam 

vor Armut zu schützen und mindestens der Entwicklung der Tariflöhne zu entsprechen. Die Mindestlohnkommission wollen wir reformieren 
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und mit diesem Auftrag ausstatten. Die bestehenden Ausnahmen für unter 18-Jährige und Langzeitarbeitslose werden wir abschaffen. Leih-

arbeiter*innen sollen vom ersten Tag an den gleichen Lohn für gleiche Arbeit bekommen wie Stammbeschäftigte – plus Flexibilitätsprä-

mie.“ S. 45 

 Fair zahlende Unternehmer*innen dürfen keine Wettbewerbsnachteile erleiden. In Zeiten von Corona zeigt sich besonders, dass das Kurz-

arbeitergeld für Beschäftigte mit kleinen Löhnen zu niedrig ist. Deshalb braucht es ein branchenunabhängiges Mindestkurzarbeitergeld.“  

S. 45 

 

5. Wirksame Entgeltgleichheit 

Partei  Aussage  

CDU/CSU Die CDU/CSU plant das Entgelttransparenzgesetz nicht weiterzuentwickeln und setzt stattdessen auf weitere Evaluationen. Die Allgemeinver-

bindlichkeitserklärung von Tarifverträgen will sie stärken. 

 „Unser Ziel ist es, geschlechterspezifische Lohn- und Rentenlücken zu beseitigen. Wir gehen die Unterschiede in der Altersvorsorge von 

Männern und Frauen genauso an wie das nicht akzeptable Einkommensgefälle bei gleicher Arbeit. Wir werden die Wirkung des Entgelt-

transparenz-Gesetzes weiter evaluieren und es, falls nötig, überarbeiten.“ S. 79 

 „Wir wollen, dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf eine verlässliche Mitbestimmung setzen können und möglichst viele Be-

schäftigte durch Betriebs- und Personalräte vertreten werden. Hier sind zuallererst die Tarifpartner in der Pflicht. Ihre Aufgabe ist es, für 

gute Löhne und Arbeitsbedingungen zu sorgen und tragfähige Lösungen für den Wandel der Arbeitswelt zu finden.“ S. 37 

 „Die Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen leistet einen wichtigen Beitrag zur Erhöhung der Tarifgeltung in Branchen mit 

geringer Tarifbindung. Dieses Instrument werden wir stärken.“ S. 38 

SPD Die SPD will das Entgelttransparenzgesetz weiterentwickeln und nennt erste Ansätze. Ein Verbandsklagerecht wird impliziert, aber nicht konkret 

benannt. Die Stärkung der Tarifbindung ist für die SPD ein Instrument zur Beseitigung der Lohnungleichheit. 

 „Das Prinzip des gleichen Lohns für die gleiche und gleichwertige Arbeit muss gelten. Wir haben per Gesetz dafür gesorgt, dass Arbeitneh-

mer*innen einen Auskunftsanspruch gegenüber ihrem Arbeitgeber haben, damit sie herausfinden können, ob andere Kolleg*innen, die die 

gleiche Arbeit machen, mehr Geld dafür bekommen. Das reicht aber nicht. Wir werden das Entgelttransparenzgesetz so weiterentwickeln, 
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dass es Unternehmen und Verwaltungen verpflichtet, Löhne und Gehälter im Sinne der Geschlechtergerechtigkeit zu überprüfen und Ver-

fahren festzulegen, mit denen Ungleichheit bei der Entlohnung beseitigt wird, ohne dass sich Betroffene selbst darum kümmern müssen. 

Wir werden eine entsprechende Regelung auch auf europäischer Ebene vorantreiben.“ S. 42 

 „Daher setzen wir uns für gerechte Löhne ein. Wir werden die Möglichkeit vereinfachen, Tarifverträge für allgemein verbindlich zu erklären, 

damit sie für alle Beschäftigten und Arbeitgeber*innen in einer Branche gelten. Tarifverträge müssen auch weiter gelten, wenn Betriebe 

aufgespalten und ausgelagert werden. Wir wollen, dass möglichst viele Unternehmen sich an den Tarifverträgen beteiligen. Die Mitglied-

schaft in Arbeitgeberverbänden ohne Tarifbindung ist unanständig. Wir werden diese Praxis zurückzudrängen. Ein öffentlicher Auftrag darf 

nur an Unternehmen vergeben werden, die nach Tarif bezahlen. Dazu schaffen wir ein Bundestariftreuegesetz. Eine bessere Tarifbindung 

ist darüber hinaus eine wichtige Voraussetzung, die Lohnangleichung zwischen Ost und West durchzusetzen.“ S. 27 

FDP Die FDP setzt bei Lohngleichheit auf Eigenverantwortlichkeit der Unternehmen. Ihre geplanten Maßnahmen erreichen Frauen in kleinen Betrie-

ben nicht. Die Tarifautonomie soll in der „Arbeitnehmerüberlassung“ gestärkt werden. 

 „Wir Freie Demokraten wollen gleiche Bezahlung für gleiche und gleichwertige Leistung von Frauen und Männern. Unternehmen mit mehr 

als 500 Beschäftigten sollen ihren unternehmensinternen Gender-Pay-Gap auswerten und veröffentlichen. Es sollen sowohl der durch-

schnittliche als auch der mittlere Verdienstunterschied und der prozentuale Anteil von Frauen und Männern in den jeweiligen Gehaltsgrup-

pen angegeben werden. Durch diese Mechanismen wollen wir Transparenz schaffen. Sie ist ein wichtiger Grundstein für die eigenverant-

wortliche Lösung des Problems durch Arbeitgeber und Beschäftigte.“ S. 33 

 Um gleiche Entgelte für Frauen und Männer durchzusetzen, muss der Auskunftsanspruch im Entgelttransparenzgesetz durch ein Verbands-

klagerecht ergänzt werden. Gewerkschaften müssen für ihre Mitglieder gleiche Entgelte einklagen können.“ S. 16 

 „Tarifautonomie in der Arbeitnehmerüberlassung stärken.“ S. 34 

DIE LINKE DIE LINKE will das Entgeltgleichheitsgesetz samt Verbandsklagerecht einführen und erkennt Tarifverträge als zusätzliches Instrument zur Schlie-

ßung der Entgeltlücke zwischen Männern und Frauen. 

 „Wir wollen gleichen Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit! Dafür werden wir ein verbindliches Entgeltgleichheitsgesetz samt Ver-

bandsklagerecht einführen, damit Frauen nicht mehr allein vor Gericht ziehen müssen. Auch private Unternehmen dürfen sich dem nicht 

länger entziehen. Wir unterstützen den gewerkschaftlichen Einsatz für flächendeckende Tarifverträge, damit Frauen gar nicht erst in solch 

eine Situation geraten. Unsere Forderung, die Grundgehälter in der Pflege um 500 Euro anzuheben, ist ein Beitrag zur Aufwertung dieser 

Arbeit.“ S. 103 
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Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen wollen ein effektives Entgeltgleichheitsgesetz mit Verbandsklagerecht einführen, das explizit auch für kleine Betriebe gilt und die 

Tarifbindung stärken. 

 „Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit, von dieser Selbstverständlichkeit sind wir immer noch weit entfernt. Durchschnittlich verdienen 

Frauen, vor allem wenn sie sich um Kinder oder Pflegebedürftige kümmern, im gesamten Erwerbsleben etwa nur halb so viel wie Männer, 

was sich auch in ihrer ungenügenden Alterssicherung bemerkbar macht. Deswegen setzen wir uns auf europäischer Ebene für eine ambitio-

nierte EU-Richtlinie für Lohngleichheit ein und werden national ein effektives Entgeltgleichheitsgesetz einführen, das auch für kleine Be-

triebe gilt und die Unternehmen verpflichtet, von sich aus über die Bezahlung von Frauen und Männern und über ihre Maßnahmen zum 

Schließen des eigenen Pay-Gaps zu berichten. Dieses Gesetz muss auch ein wirksames Verbandsklagerecht enthalten, damit bei strukturel-

len Benachteiligungen auch Verbände die Klage übernehmen können und die Betroffenen nicht auf sich allein gestellt sind. Lohncheckver-

fahren können Diskriminierungen aufdecken. Deshalb werden wir Tarifpartner und Unternehmen verpflichten, alle Lohnstrukturen auf 

Diskriminierung zu überprüfen und den Beschäftigten anonymisierte Spannen der Gehalts- und Honorarstruktur zugänglich zu machen.“  

S. 45 

 „Sozialpartnerschaft, Tarifverträge und Mitbestimmung sind Eckpfeiler der sozialen Marktwirtschaft. Sie haben unser Land stark gemacht. 

Da, wo sie gelten, sorgen sie meistens für anständige Löhne und gute Arbeitsbedingungen. Wir wollen, dass Tarifverträge und starke Mitbe-

stimmung wieder für mehr anstatt für immer weniger Beschäftigte und Betriebe gelten.“ S. 43 

 

5. Digitale Transformation geschlechtergerecht gestalten 

Partei  Aussage  

CDU/CSU Die CDU/CSU will junge Frauen im MINT-Bereich durch Qualifizierungs- und Karrieremöglichkeiten unterstützen und diskriminierungsfreie Algo-
rithmen. Mobiles Arbeiten will sie ermöglichen und Arbeitsschutz gewährleisten. Dezidierte Angaben zu Frauen, die gründen, nimmt sie nicht 
vor. 

 „Neue Arbeitsformen (wie zum Beispiel Gig-, Click- und Crowdworking) sind in einer sich rasant verändernden Arbeitswelt auf dem Vor-

marsch. Wir werden die Entwicklungen in diesem Bereich aufmerksam begleiten und bei möglichen Fehlentwicklungen gesetzgeberisch 

eingreifen.“ S. 39  
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 „Gerade Beschäftigte mit Kindern wollen ihre Arbeitszeiten zunehmend flexibler gestalten oder von zu Hause arbeiten. Dies ist auch im 

Interesse der Arbeitgeber. Wir wollen die Flexibilitätsspielräume zugunsten beider Seiten ausweiten und dabei den Arbeits- und Gesund-

heitsschutz weiter stärken.“ „Wir wollen auch künftig möglichst vielen Beschäftigten die mobile Arbeit ermöglichen und setzen auf sozial-

partnerschaftliche Regelungen der Tarifvertrags- und Betriebsparteien, die mobiles Arbeiten ermöglichen und den Arbeitsschutz gewähr-

leisten.“  S. 76 

 „Junge Frauen sind heute so gut ausgebildet wie nie zuvor. Dennoch ergreifen vergleichsweise wenige eine Ausbildung oder ein Studium im 

technisch naturwissenschaftlichen Bereich (MINT). Das soll sich ändern. 

Wir wollen daher weiter gemeinsam mit Wirtschaft und Wissenschaft dafür werben, dass sich junge Menschen für naturwissenschaftlich-

technische Berufe entscheiden. Hierzu wollen wir ihnen Qualifizierungs- und Karrieremöglichkeiten aufzeigen und sie mit Beratungsleistun-

gen unterstützen. S. 79 

 Wir wollen, dass Deutschland Weltmarktführer für sichere IT-Lösungen und attraktiver Standort für innovative Unternehmen der Cybersi-

cherheit wird. Dazu gehören führende Verschlüsselungstechnik und Security-by-design-Lösungen, damit Hackerangriffe unmöglich werden, 

sowie diskriminierungsfreie Algorithmen.“ S. 118 

SPD Die SPD möchte Mädchen und junge Frauen im MINT-Bereich fördern. Algorithmen sollen diskriminierungsfrei programmiert sein. Zudem will 

sie einen Rechtsanspruch auf mobile Arbeit mit einem betrieblichen Mitbestimmungsrecht und Freiwilligkeit der Arbeitnehmenden einführen. 

Für Gründerinnen will sie einen besseren Zugang zu Gründungskapital.  

 „Wir wollen, dass Mädchen und junge Frauen früh erfahren, dass Technik und Unternehmensgründung etwas für sie sein kann und setzen 

uns weiterhin für die Förderung von Frauen und Mädchen im naturwissenschaftlichen und technischen Bereich (MINT) ein. S. 42 

 „Selbstlernende Systeme und Algorithmen treffen Entscheidungen für eine Vielzahl von Menschen. Sie können unser Leben und unseren 

Alltag erleichtern. Aber sie müssen transparent und diskriminierungsfrei angelegt werden. Die Zielsetzung einer algorithmischen Entschei-

dung muss klar und überprüfbar definiert sein. Hierfür brauchen wir eine stringente Regulierung und Aufsicht.“ S. 15 

 „Wir wollen verantwortungsvolle Künstliche Intelligenzen (KI) und Algorithmen, die vorurteilsfrei programmiert sind und auf diskriminie-

rungsfreien Datenlagen basieren. Dies soll regelmäßig geprüft und zertifiziert werden.“ S. 42  

 „Wir werden einen Rechtsanspruch auf mobile Arbeit einführen. Grundsätzlich sollen Beschäftigte bei einer Fünf-Tage-Woche mindestens 

24 Tage im Jahr mobil oder im Homeoffice arbeiten dürfen, wenn es die Tätigkeit erlaubt. Klar ist, dass das nicht in Rund-um-die-Uhr- Arbei-

ten ausarten darf – auch im Homeoffice müssen Arbeits- und Ruhezeiten gelten, die Arbeitszeit muss jeden Tag vollständig erfasst werden 
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und es braucht ein Recht auf Nichterreichbarkeitszeiten, auf technische Ausstattung sowie guten Unfallversicherungsschutz. Um betriebli-

che Regelungen zur mobilen Arbeit zu fördern, schaffen wir ein Mitbestimmungsrecht zur Einführung und bei der Ausgestaltung mobiler 

Arbeit. Der Grundsatz der Freiwilligkeit der mobilen Arbeit für Arbeitnehmer*innen ist für uns Voraussetzung.“ S. 29  

 „Wir wollen einen besseren Zugang für Frauen zu Gründungskapital und eine umfassende und koordinierte Förderstrategie, um ge-

schlechtsbezogene Barrieren für digitalisierungsbezogene Unternehmensgründungen abzubauen.“ S. 42 

FDP Die FDP fordert ein gezieltes Maßnahmenpaket, um Mädchen und Frauen im MINT-Bereich zu fördern. Diskriminierungsfreie künstliche Intelli-

genz oder Algorithmen benennt sie im Programm nicht. Bei mobiler Arbeit und im Homeoffice soll das Arbeitsschutzgesetz gelten. Gründerinnen 

will sie durch Venture-Capital-Fonds gezielt unterstützen. 

 „Wir Freie Demokraten fordern eine Offensive für die Bildung in Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik (MINT). Kinder 

müssen eine frühzeitige MINT-Bildung erhalten. […] Wir fordern ein gezieltes Maßnahmenpaket für die Förderung von Mädchen und 

Frauen im MINT-Bereich.“ S. 17 

 Darüber hinaus soll im Interesse der Rechtssicherheit auch der rechtliche Rahmen von Homeoffice-Arbeit den tatsächlichen Gegebenheiten 

angepasst und den für mobile Arbeitsplätze geltenden Vorschriften angeglichen werden.“ S. 12 

 „Bei mobiler Arbeit und im Homeoffice soll das Arbeitsschutzgesetz und nicht die Arbeitsstättenverordnung gelten. Denn bei mobiler Arbeit 

kann der Arbeitgeber nicht für den richtigen Lichteinfall und Ähnliches verantwortlich sein.“ S. 32 

 „Wir Freie Demokraten fordern, mobiles Arbeiten und Homeoffice nach niederländischem Vorbild zu stärken. Dabei muss der Arbeitgeber 

den Antrag von Beschäftigten auf mobiles Arbeiten und Homeoffice prüfen und mit der oder dem Beschäftigten erörtern. Nicht jede Tätig-

keit kann außerhalb des festen Arbeitsplatzes ausgeführt werden. Auch können betriebliche Belange gegen eine Vereinbarung zur mobilen 

Arbeit sprechen. Zudem müssen bestehende Vereinbarungen anlassbezogen widerrufen werden können. Aber ein Erörterungsanspruch 

fördert den Kulturwandel und die Akzeptanz für mobiles Arbeiten.“ S. 32 

 „Wir Freie Demokraten wollen insbesondere Gründerinnen beim Zugang zu und bei der Einwerbung von Wagniskapital unterstützen. Dazu 

fordern wir die Einrichtung eines Venture-Capital-Fonds in Form einer öffentlich-privaten Partnerschaft. Durch die Schaffung eines Netz-

werkes für Investorinnen sowie weiblichen „Business Angels“ sollen zudem gezielt Frauen bei ihren Gründungsvorhaben unterstützt wer-

den. Außerdem soll der Fonds gewährleisten, dass Frauen den gleichen Zugang zu Wagniskapital haben.“ S. 14 
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DIE LINKE DIE LINKE benennt keine dezidierte Unterstützung von Mädchen und Frauen im MINT-Bereich. Algorithmen sollen auf Diskriminierungsfreiheit 

geprüft werden. Das Recht auf Homeoffice soll mit Bedingungen zum Arbeitsschutz gekoppelt werden, wie der Freiwilligkeit zum Homeoffice. Zu 

Gründerinnen äußert sie sich nicht im Programm.  

 „Sämtliche für Entscheidungen eingesetzte Algorithmen müssen von unabhängigen Stellen auf Diskriminierungsfreiheit geprüft werden. 

Wir wollen ethische Richtlinien für die Schaffung von Algorithmen.“ S. 97 

 „Wir setzen uns für transparente und diskriminierungsfreie Algorithmen ein.“ S. 129 

 „Alle Beschäftigten sollen durch ein Recht auf Homeoffice einen Teil ihrer Arbeit zu Hause erledigen können, sofern die Art ihrer Tätigkeit 

das zulässt. Die Bedingungen für Homeoffice müssen per Tarifvertrag oder per Betriebs-/ Dienstvereinbarung geregelt werden. Arbeits-

schutz und die gesetzliche Unfallversicherung müssen auch im Homeoffice uneingeschränkt gelten. Recht auf Pausen und Recht auf Feier-

abend muss es auch im Homeoffice geben! Beschäftigte dürfen jedoch nicht zum Homeoffice verpflichtet werden.“ S. 18 

 „Im Betrieb genutzte Digitaltechnologien und digitalisierte Arbeitsprozesse müssen den Beschäftigten zugutekommen. Richtig eingesetzt, 

können Sie die Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben fördern und mehr Freiheit bei der Wahl von Arbeitsort und Arbeitszeit schaffen.“  

S. 92 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen wollen eine Strategie „Frauen in der Digitalisierung“ vorlegen und umsetzen und Frauen für MINT-Fächer gezielt ansprechen. Sie 

wollen Qualitätskriterien sowie die europäischen Anstrengungen für Transparenz und Überprüfbarkeit vorantreiben, damit algorithmische Ent-

scheidungssysteme nicht diskriminierend wirken. Gründerinnen wollen sie mit einem staatlichen Wagniskapitalfonds unterstützen. 

 „Alle sollen an der Gestaltung der digitalen Transformation beteiligt sein und ihre Potenziale einbringen können. Deshalb werden wir eine 

Strategie „Frauen in der Digitalisierung“ vorlegen und umsetzen. Mädchen sollen schon in der Grundschule für Digitalthemen begeistert 

werden und ohne Technikgenderstereotype aufwachsen. Wir brauchen eine geschlechtersensible Lehre, die gezielte Ansprache von Frauen 

für MINT-Studiengänge und Ausbildungsberufe sowie mehr Frauen in den Gremien, wo diese Richtungsentscheidungen getroffen werden. 

Darüber hinaus fördern wir familiengerechte Ausbildungswege für Frauen mit anderem beruflichem Hintergrund als Zugang zur Digitalbran-

che. In der Digitalbranche ist ein Kulturwandel erforderlich, auch um unser volles Innovationspotenzial auszuschöpfen. Freiwillige und ver-

pflichtende Maßnahmen für die Unternehmen sind notwendig, um diskriminierungsfreie Arbeitsplätze und einen gleichberechtigten Zu-

gang zu Gestaltungspositionen in der digitalen Transformation zu ermöglichen. Bei der Vergabe von Fördermitteln und öffentlichen Investi-

tionen muss der Frauenanteil einer Organisation bzw. eines Start-ups berücksichtigt werden. Für staatliche Institutionen soll Diversität ein 

Leitprinzip für alle Digitalstrategien sein.“ S. 31 
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 „Datengetriebene Systeme sind nicht neutral, da sie ein Produkt ihrer zugrunde liegenden Daten sind und somit diskriminierend und vorur-

teilsbehaftet sein können. Wir wollen daher Qualitätskriterien sowie die europäischen Anstrengungen für Transparenz und Überprüfbarkeit 

vorantreiben, damit algorithmische Entscheidungssysteme nicht diskriminierend wirken.“ S. 32 

 „Frauen sind bei Gründungen und Nachfolgen noch unterrepräsentiert, sie wollen wir gezielt fördern mit einem staatlichen Wagniskapital-

fonds nur für Frauen. Vergabe- und Auswahlgremien besetzen wir paritätisch.“ S. 25 
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GEWALT GEGEN FRAUEN UND MÄDCHEN BEKÄMPFEN UND VERHINDERN 
 

1. Gesamtstrategie gegen Gewalt an Frauen und Mädchen 

Partei  Aussage  

CDU/CSU Die CDU/CSU erkennt an, dass sich die Gesellschaft dem Schutz von Frauen und Mädchen gegen Gewalt verpflichtet fühlen muss. Sie erwähnt 

dafür kaum Maßnahmen und keine politische Gesamtstrategie, Institutionen oder Ressourcen auf Bundesebene. 

 „Wir stehen an der Seite der Mädchen und Frauen, die Opfer von Gewalt wurden, und all jenen, die davon bedroht sind. Ihrem Schutz müs-

sen wir uns als gesamte Gesellschaft verpflichtet fühlen. Wir brauchen mehr Transparenz über frauenfeindliche Straftaten. Deshalb wollen 

wir, dass diese eigens in der Polizeilichen Kriminalstatistik erfasst werden. Daraus müssen Lagebilder erstellt und Handlungsansätze für die 

Polizei abgeleitet werden. Den Opfern von sexualisierter oder häuslicher Gewalt soll flächendeckend angeboten werden, die Spuren ver-

traulich und gerichtsfest dokumentieren zu lassen, ohne dass ein Ermittlungsverfahren von Amts wegen eingeleitet werden muss.“ S. 109 

 „Zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs im Kontext des Sports werden wir eine zentrale Stelle für „safe sports“ einrichten und beste-

hende Präventionsprogramme stärken.“ S. 138 

SPD Die SPD will häusliche Gewalt wirksam bekämpfen. Dafür sollen unter anderem die Zusammenarbeit der verantwortlichen Institutionen verbes-

sert sowie das Hilfesystem weiterentwickelt werden. Die ILO-Konvention 190 will sie umsetzen. 

 „Um häusliche Gewalt wirksam zu bekämpfen, werden wir die rechtlichen Grundlagen für eine wirksame Strafverfolgung und die Zusam-

menarbeit aller Verantwortlichen in staatlichen und nichtstaatlichen Institutionen verbessern. Entsprechend unserer Verpflichtungen aus 

der „Istanbul-Konvention“ werden wir das Hilfesystem aus Beratungsstellen, Frauenhäusern und anderen Schutzeinrichtungen weiterentwi-

ckeln und die internationalen Vereinbarungen zum Schutz vor Gewalt am Arbeitsplatz (ILO Konvention 190) umsetzen. Für von Gewalt be-

troffene Frauen führen wir einen Rechtsanspruch auf Beratung und Schutz ein. Wir werden Schwerpunktstaatsanwaltschaften für Femizide 

einrichten – also zur Verfolgung von Morden an Frauen, die begangen wurden, weil sie Frauen sind und setzen uns gesellschaftlich dafür 

ein, dass Femizide auch als solche benannt werden und nicht als „Verbrechen aus Leidenschaft“ oder „Familientragödie“.“ S. 43  

 „Wir bekämpfen organisierte Kriminalität, insbesondere den Menschenhandel.“ S. 51 

 „Wir setzen uns ein für eine EU-weite Ratifizierung der Istanbul-Konvention des Europarats als verbindliche Rechtsnorm gegen Gewalt an 

Frauen.“ S. 58 
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FDP Die FDP will Gewalt gegen Frauen umfassend bekämpfen und die Istanbul Konvention umsetzen. Sie nennt dafür wichtige Maßnahmen, wie die 

bundeseinheitliche Finanzierung und den Ausbau der Frauenhäuser. 

  „Wir Freie Demokraten fordern, dass die Istanbul-Konvention zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 

Gewalt schnell, umfassend und wirksam umgesetzt wird. Bund und Länder müssen hier intensiver zusammenarbeiten. Wir wollen Betroffe-

nen anzeigeunabhängig, kostenlos und anonym die Spurensicherung bei sexueller oder sexualisierter Gewalt ermöglichen. Ansprechpartne-

rinnen und Ansprechpartner bei Polizei und Justiz müssen nach gemeinsamen Standards aus- und weitergebildet werden. Wir setzen uns 

für einen bedarfsgerechten Ausbau von Frauenhausplätzen, eine bundesweit einheitliche Finanzierung sowie ein nationales Online-Register 

ein. Informationen über Hilfsangebote zu häuslicher Gewalt sollen standardmäßig beim Besuch der Frauenärztin oder des Frauenarztes zur 

Verfügung gestellt werden. Außerdem wollen wir eine besser ausgebaute und institutionalisierte präventive und sowie repressive Täter- 

und Täterinnenarbeit.“ S. 52 

DIE LINKE DIE LINKE will Gewalt gegen Frauen umfassend bekämpfen und die Istanbul Konvention umsetzen. Sie fordert dafür wichtige Maßnahmen, wie 
eine bundeseinheitliche Pauschalfinanzierung für Frauenhäuser und Beratungsstellen und die Stärkung der Gewaltschutzstrukturen. Die gesell-
schaftlichen Strukturen, die Gewalt verursachen, will DIE LINKE verändern. 

  „Um Frauen effektiv vor Gewalt zu schützen, brauchen wir gesellschaftliche Verhältnisse, in denen Frauen unabhängig und selbstbestimmt 

leben können – dazu gehört auch ökonomische Unabhängigkeit. Wenn Frauen Gewalt erleben, brauchen sie schnellen sowie bedarfsge-

rechten Schutz und qualifizierte Hilfe in Frauenhäusern und anderen Schutzräumen. Beratungsstellen müssen leicht zugänglich sein – unab-

hängig von körperlicher Beeinträchtigung, dem Aufenthaltsstatus oder der Lebenssituation der Betroffenen. Wir wollen die patriarchalen 

Strukturen verändern, nur so kann Gewalt gegen Frauen nachhaltig verhindert werden:  

 Die Istanbul-Konvention, das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 

Gewalt, muss konsequent und vollständig umgesetzt werden. Die durch die Bundesregierung bei der Ratifizierung vorgenommenen 

Einschränkungen wollen wir zurücknehmen, damit zahlreichen geflüchteten oder migrierten Frauen nicht der Zugang zu Schutz verwei-

gert wird. 

 Strukturen des Gewaltschutzes und Hilfesysteme wollen wir ausbauen und mit ausreichenden finanziellen Mitteln ausstatten. Die Finan-

zierung von Frauenhäusern und Fachberatungsstellen darf nicht länger eine freiwillige Leistung sein. Hier brauchen wir eine bundesein-

heitliche Pauschalfinanzierung, an der sich der Bund beteiligt. 

 Gewalt gegen die Mutter gefährdet massiv das Kindeswohl und kann für Mütter und Kinder lebensgefährlich sein. Bei Entscheidungen 

zum Sorge- und Umgangsrecht muss Gewaltschutz oberste Priorität haben.  
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 Staatliche Behörden wie Polizei, Gerichte und Ämter sowie medizinisches Personal müssen für geschlechtsspezifische Gewalt – auch in 

digitaler Form – sensibilisiert werden. Es müssen explizit alternative (Erst-)Anlaufstellen zur Polizei in Form von Nichtregierungsorganisa-

tionen geschaffen und finanziert werden, an die sich Betroffene wenden können. 

 Es muss bekämpft werden, dass Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung und Menschenhandel zum Zweck der Ausbeu-

tung der Arbeitskraft müssen bekämpft werden [sic!], ohne die Betroffenen zu kriminalisieren und zu stigmatisieren! Solange die Be-

troffenen keinen sicheren und eigenständigen Aufenthaltsstatus erhalten, sind die Täter durch die Angst der Opfer geschützt. Aufent-

haltstitel, Schutz und Entschädigung müssen unabhängig von der Bereitschaft des Opfers, als Zeug*in in einem Strafverfahren auszusa-

gen, gewährt werden. Für die Betroffenen fordern wir Therapiemittel, medizinische sowie psychologische Betreuung, Rechtsbeistand 

und Rechtshilfe, Zugang zu sozialen Leistungen und Bildungsangeboten. 

 Alle Formen von Gewalt und Gewaltverherrlichung gegen Frauen, Kinder und LSBTIQA* (lesbische, schwule, bisexuelle, trans*, interge-

schlechtliche, queere und asexuelle Personen) müssen konsequent geahndet werden.“ S. 104 

 „Gewalt stoppen – Opfer schützen! Um die Gewalt gegen Frauen und Kinder zu bekämpfen braucht es endlich eine Vollfinanzierung von 

Frauenberatungsstellen und -notrufen, ausreichend Frauenhausplätze und Präventionsprogramme für gewalttätige Männer (vgl. Kapitel 

»Feminismus«).“ S. 121 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen sehen es als Gemeinschaftsaufgabe, geschlechtsspezifische Gewalt zu bekämpfen und die Istanbul-Konvention als Instrument, um 

dies zu erreichen. Dazu schlagen sie konkrete und weitgehende Maßnahmen vor, u.a. die Einrichtung von Monitoringstellen, die Überarbeitung 

des Gewaltschutzgesetzes oder den Ausbau der Frauenhausplätze.  

 „Häusliche Gewalt muss in Entscheidungen über Besuchs- und Sorgerecht berücksichtigt werden.“ S. 78 

 „Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt, die vor allem Frauen betrifft, ist eine gesellschaftliche Gemeinschaftsaufgabe. Gewalt im häusli-

chen und persönlichen Nahbereich ist ein strukturelles Problem, das sowohl in der medialen Darstellung als auch in der Rechtsprechung oft 

verharmlost wird. Wir brauchen daher mehr Aufklärungsarbeit und spezifische Gewaltpräventionsprogramme. Mit der Istanbul-Konvention 

haben wir ein Instrument an der Hand, das die notwendigen Maßnahmen beschreibt. Dazu gehört auch eine Erweiterung der Kriminalsta-

tistik, damit das Ausmaß von in Deutschland verübten Femiziden und anderen Straftaten, die aus Frauenhass begangen werden, differen-

ziert erfasst wird und diese Taten systematisch als Hasskriminalität eingestuft werden. Zur Verbesserung des Schutzes vor geschlechterspe-

zifischer Gewalt muss das Gewaltschutzgesetz evaluiert und novelliert werden. Gewaltbetroffene Frauen, deren Aufenthaltsstatus von dem 

Aufenthaltsstatus ihres Ehemanns oder Partners abhängt, sollen einen eigenständigen Aufenthaltstitel erhalten können. Polizei und Justiz 
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müssen im Umgang mit Betroffenen sexualisierter Gewalt umfassend geschult und sensibilisiert sein. Verbale sexuelle Belästigung im öf-

fentlichen Raum wollen wir nicht hinnehmen und werden auch geeignete Ordnungsmaßnahmen dagegen prüfen. Opfer von Vergewaltigun-

gen brauchen eine flächendeckende qualifizierte Notfallversorgung einschließlich anonymer Spurensicherung und der Pille danach. Ange-

bote für psychosoziale Prozessbegleitung sollen gestärkt werden. Wir werden Monitoringstellen einrichten und die getroffenen Maßnah-

men regelmäßig auf ihre Wirksamkeit prüfen. Unser Ziel ist eine Gesellschaft, in der alle Menschen ohne Angst verschieden sein können.“  

S. 79 

 „Jeder Mensch hat das Recht auf körperliche Unversehrtheit. Es ist die Pflicht des Staates, Frauen vor geschlechtsspezifischer Gewalt zu 

schützen. Frauenhäusern kommt hierbei eine Schlüsselrolle zu. Deshalb müssen deutlich mehr Frauenhausplätze geschaffen werden, auch 

im ländlichen Raum. Denn jede von Gewalt betroffene Frau, ob mit oder ohne Kinder, braucht eine Anlaufstelle und Schutz – unabhängig 

von ihrem aufenthaltsrechtlichen Status, ihrer Wohnsituation oder davon, ob sie eine Beeinträchtigung hat. Mit einem gesetzlichen Rechts-

anspruch auf Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt sichern wir über eine Geldleistung des Bundes Betroffene unabhängig von ihrem 

Einkommen ab und verbessern den Zugang zu Schutzeinrichtungen und deren Angeboten für alle Frauen. Länder und Kommunen müssen 

weiterhin ihrerseits ihrer Finanzierungsverantwortung nachkommen. Für die Aufenthaltszeit in einem Frauenhaus sollen Betroffene, die 

Sozialleistungen erhalten, nicht schlechtergestellt werden. Wir brauchen Frauenhäuser, in denen Kinder, auch wenn sie älter sind, mit auf-

genommen werden können. Auch Männer, die Opfer von Partnerschaftsgewalt geworden sind, brauchen Unterstützung und Zufluchts-

räume. Dieses Angebot wollen wir ausbauen. Zudem müssen intersektionale Schutzkonzepte und Zufluchtsräume, insbesondere auch für 

queere, nichtbinäre Menschen, entwickelt und bereitgestellt werden. Wir fördern die Barrierefreiheit von Frauenhäusern und Beratungs-

einrichtungen, damit auch für von Gewalt betroffene Frauen mit Behinderungen Schutzmöglichkeiten zur Verfügung stehen.“ S. 79 

 

2. Schutz vor digitaler Gewalt 

Partei  Aussage  

CDU/CSU Die CDU/CSU will frauenfeindliche Straftaten in die Polizeiliche Kriminalstatistik aufnehmen. Damit können diese besser systematisch erfasst 

werden. Bestrebungen, Gewalt im digitalen Raum juristisch genauso zu verfolgen wie im Offline-Kontext und dafür gesetzliche Maßnahmen zu 

schaffen bzw. bestehende zu verbessern, werden nicht genannt.   

 „Wir brauchen mehr Transparenz über frauenfeindliche Straftaten. Deshalb wollen wir, dass diese eigens in der Polizeilichen Kriminalstatis-

tik erfasst werden. Daraus müssen Lagebilder erstellt und Handlungsansätze für die Polizei abgeleitet werden.“ S. 110 



 

///////////////////////////////////////////////////////////////////////////////// 

Auswertung der Wahlprogramme zur Bundestagswahl 2021 
 

 

36 
 

 „Zur Demokratie gehört Meinungsfreiheit. Soziale Medien sind wichtige Plattformen für Meinungsaustausch und demokratische Willensbil-

dung. Dabei sind hetzerische Parolen im Netz nicht von der verfassungsrechtlich garantierten Meinungsfreiheit geschützt. Im Gegenteil: Sie 

bereiten den Boden für eine weitere Verrohung der Sprache wie der politischen Auseinandersetzung und tragen wesentlich zur Radikalisie-

rung von Einzelpersonen und Gruppen bei. 

 Die Spirale der Verrohung von Sprache und politischer Auseinandersetzung wollen wir durchbrechen – mit allen Mitteln, die dem 

wehrhaften Rechtsstaat und einer selbstbewussten demokratischen Gesellschaft zur Verfügung stehen. 

 Wir wollen, dass Ermittlungen der Strafverfolgungsbehörden bei besonders schweren Fällen gegebenenfalls auch ohne Anzeige einge-

leitet werden können. Wir brauchen eine Vielzahl präventiver Instrumente wie auch kostenloser Hilfsangebote für Betroffene. 

 Für die Betreuung besonders schwerer Fälle soll es Opferanwälte, für traumatisierte Opfer eine psychosoziale Prozessbegleitung ge-

ben. 

 Die Meinungsäußerungsfreiheit muss aktiv mit dem Schutz von Persönlichkeitsrechten und weiteren Rechtsgütern zum Ausgleich ge-

bracht werden. Das virtuelle Hausrecht in den Nutzungsbedingungen der Dienstanbieter darf nicht dazu genutzt werden, die politische 

Willensbildung als Kern der Demokratie zu beeinflussen. Dazu wollen wir insbesondere das Recht der Allgemeinen Geschäftsbedingun-

gen im Bürgerlichen Gesetzbuch verfassungskonform anpassen.“ S. 114 

SPD Die SPD setzt sich für eine konsequente Verfolgung von Hass im Netz durch gesetzliche Vorgaben ein, um Täter*innen besser zu ermitteln und 

zur Verantwortung ziehen zu können. Ein frauenpolitischer Bezug wird nicht benannt. 

 „Weiterentwicklung der Schutzvorschriften gegen Hasskriminalität: 

Für den Schutz unserer Demokratie und die Sicherheit Einzelner benötigen wir auch im Netz ein konsequentes Vorgehen gegen Hasskrimi-

nalität, Betrug und andere Straftaten. Zur Verfolgung von aus dem oder im Internet begangenen Straftaten braucht es technisch und perso-

nell hinreichend ausgestattete Strafverfolgungsbehörden. Bei hinreichenden tatsächlichen Anhaltspunkten auf eine Straftat müssen Ver-

dächtige identifiziert werden können. Wir werden die nationalen Schutzvorschriften im Strafgesetzbuch und Netzwerkdurchsetzungsgesetz 

weiterentwickeln und setzen uns für verbindliche Regelungen auf europäischer Ebene (Digital Service Act) ein.“ S. 16 

 „Schutzstandards für Kinder und Jugendliche müssen auch im digitalen Raum gelten, also auch beim Schutz der persönlichen Integrität, vor 

sexueller Belästigung und Gewalt, bei Entwicklungsbeeinträchtigungen und wirtschaftlicher Ausbeutung.“ S. 41 
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FDP Die FDP setzt sich für eine effektivere Verfolgung von Straftaten im Netz ein und will das NetzDG ersetzen. Eine frauenspezifische Agenda ist 

nicht zu erkennen. 

 „Leider nehmen Straftaten, Hass und Hetze im Internet weiter zu. Der Staat steht hier in der Pflicht, entschieden zu handeln – und Persön-

lichkeitsrechte sowie die freie Meinungsäußerung effektiv zu schützen.“ S. 48 

 „Wir Freie Demokraten wollen das Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) abschaffen und durch einen Regulierungsmix ersetzen, der den 

Schutz der Meinungsfreiheit in vollem Umfang gewährleistet. Wir setzen uns für eine effektivere Verfolgung von Straftaten im Netz ein. Das 

NetzDG setzt bisher einseitig einen Anreiz zur Löschung von Inhalten und legt die Entscheidung über die Grenzen der Meinungsfreiheit 

allein in die Hände sozialer Netzwerke. Deren Einfluss wollen wir durch Einrichtungen der Selbstregulierung als Beschwerdeinstanz verrin-

gern. Es ist primär Aufgabe des Staates, gegen strafbare Handlungen im Netz vorzugehen.“ S. 49 

 „Wir Freie Demokraten wollen Opfer von Straftaten im Internet in die Lage versetzen, sich zu wehren, indem sie – wie im Urheberrecht – 

einen Auskunftsanspruch gegen Plattformen und Internetprovider erhalten. Bleibt die Täterin oder der Täter anonym und reagiert nicht auf 

eine Kontaktaufnahme, sollte auch eine Sperrung des Accounts in Betracht kommen. Soziale Netzwerke sollen zudem umfassend zustän-

dige Zustellungsbevollmächtigte im Inland benennen müssen.“ S. 49 

DIE LINKE DIE LINKE setzt auf eine Stärkung und Sensibilisierung der Strafverfolgungsbehörden und staatlichen Behörden im Kampf gegen Gewalt im Netz. 

 „Digitale Gewalt im Netz muss juristisch anerkannt und verfolgt werden. Dazu muss auch Kompetenz in den Strafverfolgungsbehörden 

aufgebaut werden. Das betrifft besonders digitale Gewalt gegen Frauen, Kinder / Jugendliche und Angehörige von Minderheiten.“ S. 96  

 „Staatliche Behörden wie Polizei, Gerichte und Ämter sowie medizinisches Personal müssen für geschlechtsspezifische Gewalt – auch in 

digitaler Form – sensibilisiert werden. Es müssen explizit alternative (Erst-)Anlaufstellen zur Polizei in Form von Nichtregierungsorganisatio-

nen geschaffen und finanziert werden, an die sich Betroffene wenden können.“ S. 104 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen wollen ein eigenes Gesetz für digitalen Gewaltschutz schaffen und bündeln darin eine Reihe von Vorschlägen. Ein frauenpolitischer 

Fokus wird nicht explizit benannt. 

 „Hasskriminalität im Netz bekämpfen: 

Digitale Plattformen und Anwendungen müssen den Menschen dienen und nicht umgekehrt. Uns geht es darum, Nutzerrechte und demo-

kratischen Diskurs zu stärken und dabei die Balance zwischen Persönlichkeitsschutz und Meinungsfreiheit zu wahren. Wir wollen Hasskrimi-

nalität im Netz und das bewusste Verbreiten von Falschinformationen wirksamer bekämpfen. Dafür wollen wir einen effektiven Gesetzes-
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rahmen entwickeln. Betroffene müssen sich schnell und effektiv gegen Angriffe im Netz wehren können. Das wollen wir durch die ambitio-

nierte Ausgestaltung und dann zügige Umsetzung des Digital Services Act der EU erreichen. Wir treten für einen effektiven Umgang mit 

Nutzerbeschwerden, eine Verbesserung der Strafverfolgung und der zivilrechtlichen Durchsetzung ein. Dafür brauchen wir personell wie 

technisch bestmöglich aufgestellte Strafverfolgungsbehörden. Diese müssen, gut geschult, auf Grundlage klarer Rechtsvorgaben arbeiten 

können. Plattformbetreiber*innen müssen ihrer großen Verantwortung europaweit gerecht werden. Sie dürfen bestehende Rechte nicht 

aushöhlen, sind für Inhalte haftbar und müssen beim Moderieren von Inhalten die Grundrechte wahren. Bei Entscheidungen darüber, wel-

che Inhalte auf digitalen Plattformen keinen Platz haben dürfen, könnte der gezielte Einsatz von repräsentativen, zivilgesellschaftlichen 

Plattformräten eine Möglichkeit sein. Große Anbieter*innen sollen sich durch eine Abgabe an den unabhängigen Beratungsangeboten für 

Betroffene von Hass und Hetze beteiligen. Dies wollen wir bündeln in einem Gesetz für digitalen Gewaltschutz, das die Möglichkeit beinhal-

tet, gegen Accounts vorzugehen, wenn kein*e Täter*in festgestellt wird. Jeder Mensch hat das Recht auf eine eigene Meinung, aber nicht 

auf eigene Fakten. Für Porno-Plattformen, die nutzergenerierte Inhalte hosten, müssen besondere Sorgfaltspflichten gelten, um Menschen 

zu schützen, deren Bildmaterial gegen ihren Willen dort gezeigt wird. Für den Umgang mit Desinformation, aber auch für die Rechtskon-

trolle der Anbieter*innen insgesamt wollen wir die Aufsicht national wie auch europäisch besser strukturieren, unter anderem mit einer 

gemeinsamen Medienanstalt der Länder. Eine Verpflichtung zum Einsatz von Uploadfiltern lehnen wir ab.“ S. 75 

 „Kinder und Jugendliche brauchen im Netz besonderen Schutz vor Straftaten wie Hassrede, Cybergrooming oder sexualisierter Gewalt. Dem 

Mobbing im Netz wollen wir einen Riegel vorschieben. Dafür setzen wir auf eine Präventionsstrategie mit verpflichtenden sicheren Vorein-

stellungen für Plattformen und altersgerechten und leicht auffindbaren Informations- und Beschwerdemöglichkeiten.“ S. 41 

 

3. Schutz für geflüchtete Frauen 

Partei  Aussage  

CDU/CSU k. A. 

SPD k. A. 
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FDP Die FDP will sichere Asylverfahren und sichere Unterbringung für besonders vulnerable Gruppen. Mädchen und Frauen nennt sie nicht explizit.  

 „Zu einem geordneten Einwanderungsrecht gehören auch eine konsequente Durchsetzung der Ausreisepflicht durch Abschiebung und die 

Schaffung von ausreichend Abschiebehaftplätzen. Zugleich brauchen besonders vulnerable Gruppen, zum Beispiel Verfolgte aus religiösen 

Gründen oder aufgrund sexueller Identität, sichere Verfahren und eine sichere Unterbringung sowie im Fall sogenannter sicherer Her-

kunftsländer eine besondere Rechtsberatung, um Anträge form- und fristgerecht stellen zu können.“ S. 77 

DIE LINKE DIE LINKE will geflüchtete Frauen vor Gewalt schützen und nimmt hier Bezug auf die Istanbul-Konvention. Sie fordert in Deutschland die dezent-

rale Unterbringung sowie die Auflösung von Massenunterkünften für Geflüchtete und setzt sich für Gewaltschutz von geflüchteten Frauen auch 

an den EU-Außengrenzen ein. 

 „Die Istanbul-Konvention, das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 

Gewalt, muss konsequent und vollständig umgesetzt werden. Die durch die Bundesregierung bei der Ratifizierung vorgenommenen Ein-

schränkungen wollen wir zurücknehmen, damit zahlreichen geflüchteten oder migrierten Frauen nicht der Zugang zu Schutz verweigert 

wird.“ S. 104 

 „Geflüchtete Frauen erleben häufig sexualisierte Gewalt, nicht nur im Herkunftsland und auf der Flucht, sondern auch im Zufluchtsland. Im 

Fall von Gewalt in der Partnerschaft muss das bisher vom Ehemann abhängige Aufenthaltsrecht aufgehoben und in einen eigenständigen 

Aufenthaltstitel umgewandelt werden. Auch Massenunterkünfte sind Orte, die Gewalt gegen Frauen begünstigen und müssen aufgelöst 

werden. Auf der Flucht, nach Zurückweisung und Pushbacks an der europäischen Grenze und in den Lagern sind Frauen oft massiver sexuel-

ler Gewalt und Vergewaltigungen ausgesetzt. Eine offene, solidarische und humane Flüchtlingspolitik ist die einzig wirksame Maßnahme 

gegen die systematische Gewalt gegen Frauen.“ S. 105 

 „Die Zustände in den Unterbringungen für Geflüchtete sind menschenunwürdig. Wir fordern funktionierende und abschließbare sanitäre 

Einrichtungen, Schutzzonen sowie gute Gesundheits- und Lebensmittelversorgung.“ S. 106 

 „Wir fordern dezentrale Unterbringung von queeren Geflüchteten (wie insgesamt von geflüchteten Menschen), Zugang zum Internet, Recht 

auf barrierefreie, gesundheitliche Versorgung unabhängig vom Aufenthaltsstatus und den Ausbau spezifischer Vernetzungs- und Hilfsange-

bote für queere Geflüchtete.“ S. 109 

 „Geflüchtete wollen wir bundesweit dezentral und in Wohnungen unterbringen.“ S. 115 

 „Flucht ist kein Verbrechen! Der individuelle Zugang zu Asylverfahren und Rechtsschutz muss für Asylsuchende an den EU-Außengrenzen 

sichergestellt werden. Frauen, Kranke, Alte, Kinder, religiöse und ethnische Minderheiten sowie Menschen mit Behinderung und queere 
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Menschen sind besonders schutzbedürftige Personen. Sie müssen vor Gewalt, Elend und Ausbeutung sicher sein. Schnellverfahren und 

Inhaftierung von Schutzsuchenden (ob in sogenannten Rückkehr-, Transit-, kontrollierten Zentren oder »Hotspots«) lehnen wir ab.“ S. 115 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen wollen den Gewaltschutz und die Asylverfahren von geflüchteten Frauen verbessern. Sie fordern unter anderem, geschlechtsspezifi-

sche Verfolgung als Fluchtgrund anzuerkennen, den Zugang zum Hilfesystem für alle Frauen und eine dezentrale Unterbringung.  

 „Genauso wichtig für eine gelingende Integration sind eine dezentrale Unterbringung und ein selbstbestimmtes Leben in eigenen Wohnun-

gen […].“ S. 77 

 „[J]ede von Gewalt betroffene Frau, ob mit oder ohne Kinder, braucht eine Anlaufstelle und Schutz – unabhängig von ihrem aufenthalts-

rechtlichen Status, ihrer Wohnsituation oder davon, ob sie eine Beeinträchtigung hat.“ S. 79 

 „Wir wollen, dass Asylverfahren in Deutschland rechtssicher, fair und transparent gestaltet sind und eine Entscheidung in angemessener 

Zeit erfolgt. Dafür muss die Identifizierung besonderer Schutzbedarfe vor der Anhörung erfolgen. Insbesondere die Berücksichtigung erlitte-

ner geschlechtsspezifischer Verfolgung und die dazugehörige Beratung im Asylverfahren sind zu gewährleisten. […] pauschale Wohnsitzauf-

lage sowie Leistungskürzungen wollen wir abschaffen. Wir wollen insbesondere den Schutz von Geflüchteten, die Menschenrechtsverlet-

zungen erlebt haben oder schwer erkrankt sind, garantieren.“ S. 78 

 „Gewaltbetroffene Frauen, deren Aufenthaltsstatus von dem Aufenthaltsstatus ihres Ehemanns oder Partners abhängt, sollen einen eigen-

ständigen Aufenthaltstitel erhalten können.“ S. 80 
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GLEICHBERECHTIGTE REPRÄSENTANZ UND TEILHABE 
 

1. Feste Quoten und Paritätsgesetze für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen 

Partei  Aussage  

CDU/CSU Entsprechend der beschlossenen Novellierung des Führungspositionengesetzes (FüPoG II) will die Union bis 2025 die gleichberechtigte Teilhabe 

von Frauen in Führungspositionen im öffentlichen Dienst erreichen. Die zeitliche Konkretisierung bis 2025 erhöht den Druck, das gesetzte Ziel 

auch zu erreichen. Die Union thematisiert weder Politik noch Wissenschaft oder Wirtschaft. 

 „Ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur Chancengleichheit von Frauen und Männern war das Gesetz für die gleichberechtigte Teilhabe an 

Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst. Wir wollen die Chancengleichheit weiter verbessern. Wir werden 

uns für mehr Familienfreundlichkeit auch in Führungspositionen einsetzen.“ S. 79 

 „Eine leistungsfähige und moderne Verwaltung braucht unterschiedliche Perspektiven. Wir setzen uns dafür ein, im öffentlichen Dienst bis 

2025 gemäß der gerade beschlossenen Reform eine gleichberechtigte Teilhabe von Frauen in Leitungsfunktionen auf allen Ebenen zu ver-

wirklichen.“ S. 102 

SPD Die SPD setzt auf Paritätsgesetze zur Herstellung von Geschlechterparität. Sie will die bestehende Quote für Aufsichtsräte ausweiten. Damit 

würden nicht nur Börsenunternehmen unter die Erweiterung des FüPoG II fallen.  

 „Gleichberechtigung ist auch eine Frage der politischen Repräsentation. Darum setzen wir uns für Paritätsgesetze für den Bundestag, die 

Länder und Kommunen ein, damit alle Geschlechter in gleichem Maße an politischen Entscheidungen beteiligt sind.“ S. 42 

 „Erfolgreiches Wirtschaften braucht geschlechterparitätische und kulturell vielfältige Arbeitsteams. Das gilt selbstverständlich auch an den 

Unternehmensspitzen. Wir haben bisher eine Quote für Aufsichtsräte eingeführt und geregelt, dass in größeren Vorständen von börsenno-

tierten und paritätisch mitbestimmten großen Unternehmen mindestens eine Frau vertreten sein muss. Wir wollen, dass an der Spitze von 

Unternehmen und in den Führungsebenen darunter genauso viele Frauen wie Männer vertreten sind. Dies werden wir auf alle börsenno-

tierten oder mitbestimmten Unternehmen ausweiten und wirksame Sanktionen einführen für alle, die sich nicht daran halten.“ S. 42  

 „Wir werden die Vielfalt in den kulturellen Einrichtungen stärken. Wir werden die Diversität und Geschlechtergerechtigkeit auch in Füh-

rungspositionen, Gremien und Jurys ausbauen.“ S. 48  
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FDP Vielfalt in Unternehmen ist der FDP ein Anliegen. Sie setzt dabei auf Freiwilligkeit anstatt Verbindlichkeit. Die Politik soll keine festen Quoten 

oder Paritätsgesetze vorgeben.  

 „Wir Freie Demokraten setzen uns für mehr Vielfalt in Unternehmen sowie im öffentlichen Dienst und damit auch für mehr Frauen in Füh-

rungspositionen ein. Gleiches soll auch für politische Positionen gelten. Arbeitsmodelle wie geteilte Führung („Jobsharing“ und „Topsha-

ring“) müssen selbstverständlich werden. Außerdem treten wir dafür ein, dass sich Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber besser vergegenwär-

tigen müssen, bei gleichen Funktionen genauso viele weibliche wie männliche Angestellte für Weiterbildungen zu berücksichtigen. Transpa-

renz der Maßnahmen für mehr Diversität und Talentmanagement in Gleichstellungsberichten erhöht den öffentlichen Druck hin zu einem 

Kulturwandel in Unternehmen, Wissenschaft und Verwaltung. Statt starrer Quoten setzen wir uns für Selbstverpflichtungen ein, in denen 

sich größere Unternehmen verpflichten, dass sich der Anteil von Frauen einer Unternehmensebene in der Führung der jeweiligen Ebene 

widerspiegelt. Für die Vorstandsebene sollten sich Unternehmen ebenfalls zu einer Verbesserung des Frauenanteils verpflichten.“ S. 32 

DIE LINKE DIE LINKE fordert eine paritätische Frauenquote in Führungspositionen.  

 „Wir wollen eine Gesellschaft, in der Frauen genauso an politischen Entscheidungen mitwirken können wie Männer.“ S. 102 

 „In Wirtschaft, Wissenschaft und Politik sind Frauen seltener in Führungspositionen vertreten. Das muss sich ändern. Deshalb fordern wir 

eine Frauenquote in Führungspositionen von 50 Prozent und eine stärkere Teilung von Führungsaufgaben und -positionen durch Jobsharing 

oder andere Arbeitsmodelle (im Gegensatz zur 30-Prozent Quote der Großen Koalition).“ S. 103 

 „Frauen stärken: Wir wollen eine 50-prozentige Frauenquote auf jeder Karrierestufe durchsetzen und das Professorinnenprogramm zu 

einem Programm für die Förderung von Frauen auf allen Karrierestufen weiterentwickeln.“ S. 54 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen setzen sich für ein Paritätsgesetz ein. Zur Frauenquote formulieren die Grünen konkrete Vorschläge. Angestrebt wird ein Drittel der 

Vorstände größerer und börsennotierte Unternehmen, bei Neubesetzung 40 Prozent (in staatlicher Hand perspektivisch 50 Prozent Frauen). Die 

Vorstandsquote soll sich lediglich auf Börsenunternehmen beschränken. Damit würde der Anwendungsbereich des jetzigen Führungspositionen-

gesetz II minimal erweitert werden. 

 „Unser Ziel ist und bleibt: die Hälfte der Macht den Frauen. Freiwillige Regelungen haben nichts gebracht. Deshalb brauchen wir Quoten, 

die wirklich die kritische Masse herstellen, um zu unserem Ziel von 50 Prozent Frauenanteil zu gelangen. So soll zukünftig verpflichtend 

mindestens ein Drittel der Vorstandssitze größerer und börsennotierter Unternehmen bei Neubesetzung an Frauen gehen. Um das zu er-

leichtern, wollen wir auch Hindernisse wie fehlende Elternzeitregelungen im Aktienrecht beseitigen. Die Aufsichtsräte dieser Unternehmen 

sollen bei Neubesetzungen verpflichtend einen Frauenanteil von mindestens 40 Prozent anstreben. Unternehmen, die in der Hand des 
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Bundes sind oder an denen der Bund beteiligt ist, Ministerien und Behörden sollen mit klaren Plänen für paritätische Betriebsstrukturen als 

gutes Beispiel vorangehen. Karriereförderung beginnt nicht erst an der Spitze. Wir setzen uns deshalb dafür ein, in Unternehmen und Orga-

nisationen Hürden für den Aufstieg von Frauen abzubauen. In Ministerien, Verwaltungen, Anstalten des öffentlichen Rechts, kommunalen 

Verbänden und kommunalen Unternehmen werden perspektivisch ebenfalls 50 Prozent Frauen in Führungspositionen angestrebt. Die 

Wirtschaftsförderung wollen wir geschlechtergerechter ausgestalten und Frauen dort, wo sie unterrepräsentiert sind, mit gezielten Maß-

nahmen fördern, zum Beispiel durch einen staatlichen Wagniskapitalfonds nur für Gründerinnen.“ S. 27 

 „Mit Hilfe einer paritätischen Frauenquote für Führungspositionen im Gesundheitswesen und durch bessere Arbeitsbedingungen holen wir 

mehr Frauen in die Führungsgremien unseres Gesundheitswesens.“ S. 50 

 „Wir setzen uns daher auch im Bund für ein Paritätsgesetz ein und werden entsprechende Gesetzesänderungen auf den Weg bringen.“  

S. 74 

 „Wir wollen schrittweise für Deutschland und Europa eine 50-Prozent-Quote in allen diplomatischen und multilateralen Verhandlungen, für 

die Entsendung in internationale Organisationen sowie auf den Umsetzungsebenen durchsetzen. […]. Es braucht vergleichbare Kriterien, 

Standards, Indikatoren und Zeitrahmen für die Gleichstellungspläne der Ministerien, vergleichbar mit dem „Gender Equality Plan“ nach 

dem Vorbild der schwedischen Regierung.“ S. 95 
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GESCHLECHTERGERECHTES GESUNDHEITSSYSTEM 
 

1. Kulturwandel in der Geburtshilfe 

Partei  Aussage  

CDU/CSU Die CDU/CSU will die wohnortnahe und barrierefreie geburtshilfliche Versorgung im ländlichen Raum sicherstellen. 

 „Wir sorgen dafür, dass alle Bürgerinnen und Bürger einen digitalen, wohnortnahen und möglichst barrierefreien Weg, zum Beispiel zur 

Haus-, Fach-, Zahnarzt- und Notfallversorgung, zu Apotheken, Hebammen, Physiotherapeuten, Gesundheitshandwerken und Sanitätshäu-

sern haben.“ S. 64 

 „Wir müssen alles daransetzen, die wohnortnahe geburtshilfliche Versorgung im ländlichen Raum zu sichern und die Pflegekapazitäten 

auszubauen.“ S. 130 

SPD Die SPD möchte eine freie Wahl des Geburtsorts sowie eine gute Geburtsbegleitung durch Hebammen mit einer 1:1 Betreuung gewährleisten. 

Die Geburtshilfe soll aus dem System der diagnosebezogenen Fallgruppen (DRGs) herausgelöst werden. 

 „Paare, die sich für Kinder entscheiden, brauchen Versorgungssicherheit und die freie Wahl des Geburtsortes. Ob nun stationär oder ambu-

lant in der Klinik, im Geburtshaus oder in den eigenen vier Wänden. Für eine gute Geburtsbegleitung ist ein Betreuungsschlüssel für Heb-

ammen notwendig, der eine Eins-zu-eins-Betreuung im Kreißsaal vorsieht. Daher muss auch die Geburtshilfe aus dem System der „diagno-

sebezogenen Fallpauschalen“ entlassen werden. Zudem setzen wir uns für eine leistungsgerechte Vergütung der freiberuflichen Hebam-

men ein, die ihre verantwortungsvollen Aufgaben umfassend berücksichtigt.“ S. 43 

FDP Die FDP will Hebammen unterstützen, indem sie von fachfremden Aufgaben befreit werden und die Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbes-

sert wird. Eine 1:1 Betreuung in der Geburtshilfe muss ermöglicht werden.  

 „Wir Freie Demokraten wollen eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Hebammen und Geburtshelfer sowie innovative Mög-

lichkeiten für eine bessere Unterstützung. Wir befürworten Lösungen, um Hebammen vor unverhältnismäßigen finanziellen Belastungen 

ihrer freiberuflichen Arbeit zu schützen. Von fachfremden Tätigkeiten wollen wir Hebammen entlasten. Engagierten Schulabsolventinnen 

und Schulabsolventen, die die EU-Mindestvorgaben zum Erlernen des Hebammenberufes nicht erfüllen, wollen wir bezüglich des Ziels einer 

solide finanzierten Eins-zu-eins-Betreuung dennoch ermöglichen, in der Geburtshilfe tätig zu werden. Dafür schlagen wir vor, den ergänzen-

den Beruf der „Mütterpflegekraft“ für die Vor- und Nachsorge im Wochenbett einzuführen.“ S. 42 
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DIE LINKE DIE LINKE will den Hebammenberuf stärken, um eine gute Schwangerenvor- und -nachsorge zu gewährleisten. Während der Geburt soll eine 1:1 

Betreuung das Ziel sein.  

 „Wir wollen einen öffentlichen Haftungsfonds, um Hebammen unabhängig von privaten Versicherungen zu machen. Hebammen sollen 

erste Ansprechpartnerinnen für Schwangere und die Schwangerenvor- und -nachsorge sein – wie in den Niederlanden. Hebammen sind die 

begleitenden und betreuenden Fachkräfte bei der Geburt. Wir unterstützen die Forderung des Hebammenverbandes nach einem Geburts-

hilfestärkungsgesetz mit dem Ziel einer Eins-zu-eins-Betreuung während der Geburt. Die Kosten für den laufenden Betrieb in den Geburts-

hilfeabteilungen müssen von den Krankenkassen so finanziert werden, dass diese Abteilungen ihre Vorhaltekosten decken und die Hebam-

men bei gutem Stellenschlüssel leistungsgerecht bezahlen können.“ S. 37 

 „Aber auch ein Leben mit Kindern muss gesellschaftlich abgesichert werden: Das beginnt mit einer guten gesundheitlichen Versorgung und 

Aufklärung während einer Schwangerschaft und Geburt.“ S. 106 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen fordern einen Kulturwandel in der Geburtshilfe. Dazu gehören eine 1:1 Betreuung, die Wahlfreiheit des Wohnorts, die Sicherstellung 

wohnortnaher Versorgung sowie die Sensibilisierung für Gewalt in der Geburtshilfe. Es sollen Rahmenbedingungen und Anreize für Kliniken zur 

Förderung physiologischer Geburten geschaffen werden. 

 „Kliniken sollen ihrem gesellschaftlichen Auftrag entsprechend finanziert werden, auch auf dem Land braucht es Zugang zu Geburtshilfe 

und Notfallhilfen.“ S. 39 

 „Geburtshilfe verbessern, Gesundheit von Frauen stärken 

Eine gute Geburtshilfe stellt das Wohl von Gebärenden und Kindern in den Mittelpunkt. Um den notwendigen Kulturwandel zu schaffen, 

sollen Hebammen und andere Akteur*innen bei einem Geburtshilfegipfel Qualitätsstandards, orientiert an dem Gesundheitsziel „Gesund-

heit rund um die Geburt“, entwickeln. Dazu gehören neben der 1:1-Betreuung die Wahlfreiheit des Geburtsortes, die Sicherstellung woh-

nortnaher Versorgung, die Sensibilisierung für Gewalt in der Geburtshilfe und die Etablierung eines Betreuungsbogens vor, während und 

nach der Geburt. Um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten und den Hebammenberuf zu stärken, sind außerdem eine Reform der 

Haftpflicht für Gesundheitsberufe, die Aufnahme der Rufbereitschaftspauschale in den Katalog der Kassenleistungen, der erleichterte nach-

trägliche akademische Titelerwerb für ausgebildete Hebammen und der Ausbau hebammengeführter Kreißsäle und Geburtshäuser nötig. 

Finanzielle Fehlanreize für einen medizinisch nicht notwendigen Kaiserschnitt darf es nicht geben.“ S. 50 
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2. Sexuelle und reproduktive Rechte 

Partei  Aussage  

CDU/CSU k. A. 

SPD Die SPD will den § 219a abschaffen und einen kostenlosen Zugang zu Verhütungsmitteln ermöglichen. 

 „Wir werden deshalb für einen kostenfreien Zugang zu Verhütungsmitteln sorgen und gezielt die Erforschung von Verhütungsmethoden für 

Männer fördern. […] Frauen und Paare, die sich in einer Konfliktsituation für einen Schwangerschaftsabbruch entscheiden, brauchen Zu-

gang zu Informationen und einer wohnortnahen, guten medizinischen Versorgung – das gilt ambulant wie stationär. Deshalb müssen Län-

der und Kommunen dafür sorgen, dass Krankenhäuser, die öffentliche Mittel erhalten, Schwangerschaftsabbrüche als Grundversorgung 

anbieten. Wir erkennen die Verantwortung und das Selbstbestimmungsrecht von Frauen an und wollen auch deshalb den Paragraphen 

219a abschaffen. Zudem stellen wir in Hinblick auf die Paragraphen 218 ff. fest: Schwangerschaftskonflikte gehören nicht ins Strafrecht.“  

S. 43 

FDP Die FDP möchte, dass Krankenkassen freiwillig die Kostenübernahme für Verhütungsmittel über das 22. Lebensjahr anbieten können. § 219a will 

die FDP ersatzlos streichen. 

 „Zudem sollen Krankenkassen ihren Versicherten freiwillig zusätzliche Leistungen anbieten können, wie beispielsweise die Kostenüber-

nahme für Verhütungsmethoden über das 22. Lebensjahr hinaus.“ S. 37 

 „Wir Freie Demokraten fordern, Paragraf 219a des Strafgesetzbuchs (StGB) ersatzlos zu streichen. Es ist abwegig, dass sachliche Informatio-

nen auf der Homepage einer Ärztin oder eines Arztes über einen legalen ärztlichen Eingriff strafbares Unrecht sein sollen. Ein Schwanger-

schaftsabbruch ist in Deutschland nach der Maßgabe des Paragrafen 218 StGB legal. Die sachliche Information darüber kann daher kein 

strafbares Unrecht sein. Frauen sind vielmehr in einer schwierigen Lage auf genau diese Informationen angewiesen, um schnell Zugang zu 

einer seriösen Beratung gerade durch Ärztinnen und Ärzte zu erhalten, die den Eingriff selbst anbieten. Es ist wichtig, dass Ärztinnen und 

Ärzte verlässliche Regeln haben, wie sie informieren dürfen und Frauen ein flächendeckendes und objektives Beratungsnetzwerk zur Verfü-

gung steht. Eine Konfliktberatung soll auch online durchgeführt werden können.“ S. 42 
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DIE LINKE DIE LINKE will § 219a StGB streichen sowie den kostenlosen Zugang zu sämtlichen Verhütungsmitteln ermöglichen. 

 „Um selbstbestimmt leben zu können, müssen Frauen und queere Menschen echte Wahlmöglichkeit haben. Wir wollen, dass alle Men-

schen entscheiden können, ob und wie sie mit Kindern leben möchten. Erst dann können wir reproduktive, körperliche und sexuelle Selbst-

bestimmung für Frauen und queere Menschen erreichen. Dazu gehören umfassende Aufklärung, der Zugang zu Verhütungsmitteln und die 

freie Entscheidung über einen Schwangerschaftsabbruch. Nur wenn Frauen sich ohne Zwänge für oder gegen eine Schwangerschaft und 

Elternschaft entscheiden können, ist eine selbstbestimmte Familienplanung möglich.“ 

 „Wir wollen für Frauen, Trans* und nicht binäre Menschen einen legalen Zugang zu Schwangerschaftsabbruch. Die Paragrafen 218 bis 219 b 

Strafgesetzbuch (StGB) wollen wir streichen. Laufende Verfahren nach 219 a müssen umgehend eingestellt werden. Öffentliche Kranken-

häuser müssen in ihrer Planung dafür sorgen, dass die Durchführung von Schwangerschaftsabbrüchen gesichert ist. Schwangerschaftsab-

brüche sind Teil der Gesundheitsversorgung und müssen, wie andere medizinische Leistungen, geregelt werden. Die nötige fachliche Aus-

bildung dafür muss zum Teil des Medizinstudiums werden. Sämtliche Verhütungsmethoden müssen von ausnahmslos allen Krankenkassen 

bezahlt werden.“ 

 „Es müssen Mittel zur Forschung an neuen Verhütungsmethoden zur Verfügung gestellt werden, um auch für Männer zusätzliche Metho-

den zu entwickeln und Verhütungsmethoden für alle verträglicher zu machen.“ 

 „Hygieneprodukte für Menstruation müssen von öffentlichen Gesundheitsstellen und in öffentlichen Einrichtungen kostenfrei zur Verfü-

gung gestellt werden.“ S. 106 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen wollen die Streichung des § 219a aus dem StGB und perspektivisch kostenlose Verhütungsmittel für alle. 

 „Selbstbestimmung durch Gesundheitsversorgung 

Alle Menschen müssen selbst über ihren Körper und ihr Leben entscheiden können. Eine gute Gesundheitsversorgung inklusive eines gesi-

cherten Zugangs und umfassender Informationen zum Schwangerschaftsabbruch ist dafür notwendig. Die Entscheidung, ob eine Frau eine 

Schwangerschaft abbricht oder nicht, ist allein ihre. In dieser Zeit sind gute Beratungs- und Versorgungsstrukturen notwendig. Wir streiten 

für eine ausreichende und wohnortnahe Versorgung mit Ärzt*innen, Praxen und Kliniken, die Schwangerschaftsabbrüche vornehmen. Das 

Thema muss in die Ausbildung von Ärzt*innen nach international anerkannten Standards integriert werden. Neben der professionellen 

medizinischen Versorgung sind gute Beratungsangebote wichtig. Deshalb werden wir das breite Angebot an Familienplanungs- und Bera-

tungsstellen absichern und die freiwilligen Beratungsangebote ausbauen. Um die Versorgung dauerhaft zu gewährleisten, braucht es eine 

Entstigmatisierung und Entkriminalisierung von selbstbestimmten Abbrüchen sowie eine generelle Kostenübernahme. Das ist nur möglich, 

wenn der selbstbestimmte Schwangerschaftsabbruch nicht mehr im Strafgesetzbuch (§ 218 und § 219), sondern außerhalb geregelt wird. 
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Schwangere, die eine Beratung aufsuchen, sowie die Beratungsstellen und Ärzt*innen müssen mit einem bundeseinheitlich verankerten 

Schutz vor Anfeindungen und Gehsteigbelästigungen geschützt werden. Bei einer ungewollten Schwangerschaft muss der bestmögliche 

Zugang zu Informationen gewährleistet werden. Um Ärzt*innen vor drohenden Anzeigen zu schützen, gilt es insbesondere den § 219 a 

schnellstmöglich aus dem Strafgesetzbuch zu streichen. In einem ersten Schritt müssen die Kosten für ärztlich verordnete Mittel zur Emp-

fängnisverhütung für Empfänger*innen von staatlichen Transferleistungen und Geringverdiener*innen unbürokratisch übernommen wer-

den. Perspektivisch soll der kostenfreie und leichte Zugang zu Verhütungsmitteln für alle gelten. Am einfachsten wäre es, diesen Zugang 

über die Krankenkassen zu regeln.“ S. 80 

 „Wir engagieren uns dafür, Frauen und Mädchen den uneingeschränkten Zugang zu gleichwertiger Bildung zu sichern sowie ihre sexuellen 

und reproduktiven Rechte zu schützen. Wir setzen uns dafür ein, dass Frauen und Mädchen weltweit uneingeschränkt Zugang zu empfäng-

nisverhütenden Mitteln erhalten.“ S. 100 

 „Damit einhergehend muss gezielter in die Forschung und Weiterentwicklung von Verhütungsmitteln für alle Geschlechter investiert wer-

den.“ S. 50 

 

3. Verbesserungen für die Pflege 

Partei  Aussage  

CDU/CSU Die CDU/CSU möchte die Gesundheits- und Pflegeberufe stärken indem u.a. die Rahmenbedingungen in der Pflege verbessert und attraktive 

Arbeitsbedingungen geschaffen werden. 

 „Wir werden die Gesundheits- und Pflegewirtschaft als herausragenden Wirtschaftsfaktor in Deutschland weiter stärken und dabei sicher-

stellen, dass gut bezahlte und zukunftssichere Arbeitsplätze geschaffen werden sowie Wertschöpfung in neuen Technologien entsteht.“  

S. 66 

 „Wir wollen die Rahmenbedingungen in der Pflege weiter verbessern, indem wir diese als gesamtgesellschaftliche Aufgabe wahrnehmen.“ 

S. 67 

 „Wir werden sowohl für die Pflegebedürftigen als auch für das Pflegefachpersonal und pflegende Angehörige bessere Möglichkeiten für gut 

organisierte, leistungsfähige, berechenbare, zuverlässige und bedarfsgerechte Angebotsstrukturen schaffen.“ S. 67 

 „Wir wollen die Pflegebereiche als Berufsgruppe an der Selbstverwaltung im Gesundheitsrecht beteiligen, indem wir uns für die Einrichtung 

einer Bundespflegekammer einsetzen.“ S. 67 
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 „Pflegekräfte sollen durch den digitalen Fortschritt spürbar entlastet werden, indem beispielsweise digitale Infrastrukturen ausgebaut und 

Pflegedokumentationen erleichtert werden.“ S. 68 

 „Zusammen mit den Ländern wollen wir eine bundesweite Harmonisierung der Assistenzausbildung in der Pflege erreichen.“ S. 69 

 „Es ist wichtig, attraktive Arbeitsbedingungen für alle in der Pflege Beschäftigten zu schaffen, die insbesondere auch eine verlässliche Ge-

staltung der Dienstpläne umfassen.“ S. 69 

 „Wir wollen die Willkommenskultur für ausländische Pflegefachkräfte stärken und setzen uns für eine generelle Schulgeldfreiheit für Ge-

sundheits- und Pflegeberufe ein, um dem wachsenden Bedarf an Pflege- und Gesundheitsleistungen gerecht zu werden.“ S. 69 

 „Wir wollen die Ausbildung in der Pflege weiter stärken, indem wir eine bundesweite Vergütung der Auszubildenden in der Pflegefachassis-

tenzausbildung einführen.“ S. 69 

SPD Die SPD möchte die Lohn- und Arbeitsbedingungen in der Pflege verbessern. Um den Pflegeberuf aufzuwerten sollen die Arbeits- und Stressbe-

lastung gesenkt werden. 

 „Eine qualitativ hochwertige Gesundheitsversorgung kann am besten durch eine Neuordnung der Rollenverteilung zwischen ambulantem 

und stationärem Sektor, durch eine Überwindung der Sektorengrenzen und eine gute Koordination und Kooperation der medizinischen, 

psychotherapeutischen und pflegerischen Berufe gelingen. Wir brauchen darum eine stärkere Öffnung von Krankenhäusern für ambulante, 

teambasierte und interdisziplinäre Formen der Versorgung.“ S. 17 

 „Damit vom Pfleger bis zur niedergelassenen Ärztin alle die digitale Transformation bewältigen können, sind flächendeckende Weiterbil-

dungs- und Unterstützungsangebote unerlässlich.“ S. 18 

 „Professionelle Pflege ist ein höchst anspruchsvoller Beruf. Gute Arbeitsbedingungen und vernünftige Löhne sind dafür eine wichtige 

Grundlage. Maßnahmen zur Überwindung des Personalmangels dürfen nicht dazu führen, dass die Stellen in der Pflege abgewertet wer-

den.“ S. 18 

 „In der Pflege wird enorme und gesellschaftlich wertvolle Arbeit geleistet. Wir wollen die Lohn- und Arbeitsbedingungen in der Altenpflege 

und Pflege von Menschen mit Behinderung schnell verbessern. Unsere Ziele sind allgemeinverbindliche Branchentarifverträge. […] Es gibt 

einen gewaltigen Personalmangel in den Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen. Soziale Arbeit aufwerten heißt für uns auch, dass die 

Arbeits- und Stressbelastung gesenkt werden muss. Wir werden deshalb den Vorschlag eines neuen, bundesweiten und einheitlichen Per-

sonalbemessungsrahmens voranbringen. Pfleger*innen müssen sich beruflich weiterentwickeln können.“ S. 28 

(weiteres zu Pflege siehe unter „5. Sorgeberufe aufwerten“) 
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FDP Die FDP setzt sich dafür ein, dass der Pflegeberuf attraktiver wird. Hierfür sind u.a. bessere Arbeitsbedingungen sowie Aufstiegschancen not-

wendig. 

 „Wir Freie Demokraten fordern bessere Arbeitsbedingungen in der Pflege. Darum wollen wir von der Bildung über eine bedarfsgerechte 

Personalbemessung bis hin zu mehr Karrierechancen dafür sorgen, dass der Beruf wieder attraktiver wird. Nur so können wir den Personal-

mangel an seinem Ursprung angreifen und mehr Personal in die Versorgung bringen. Geben wir den Pflegenden wieder Zeit und Raum für 

ihre Arbeit!“ S. 38 

 „Wir Freie Demokraten wollen mehr digitale Inhalte, eine Stärkung der pflegerischen Kompetenzen und eine leistungsgerechte Durchlässig-

keit in Pflegeberufen. Denn Pflege ist ein hoch anspruchsvoller Beruf: empathisch und sozial, aber gleichzeitig zunehmend durch technolo-

gische Entwicklung geprägt. Das muss sich auch in der Ausbildung wiederfinden. Wir wollen Pflegenden ihre Berufsbiographie von der As-

sistenzkraft bis zur Pflegeprofessur selbst in die Hand legen. Machen wir den Weg frei für diese Entwicklung! Wir setzen uns zudem für die 

Ausweitung von Pflegewissenschaften an den Hochschulen ein, sodass auch ein (duales) Studium für den Pflegebereich das Berufsfeld für 

neue Personengruppen öffnen kann. Der Fachkräftemangel im Gesundheitswesen darf nicht zulasten der Auszubildenden gehen. Diese 

müssen die Möglichkeit bekommen, adäquat praktisch ausgebildet zu werden. Sie dürfen nicht zu „Lückenbüßern” werden. Zur Berechnung 

des Pflegeschlüssels sollen Auszubildende künftig nicht mehr herangezogen werden.“ S. 39 

 „Wir Freie Demokraten setzen uns für eine bedarfsgerechte Versorgung ein und fordern die Abkehr von reinen Pflegepersonal-Untergren-

zen. Pflege muss sich am Bedarf der Menschen orientieren, nicht an starren Regeln. Daher brauchen wir ein Instrument wie die „Pflegeper-

sonal-Regelung 2.0“ und einen ausgewogenen Qualifikationsmix.“ S. 39 

DIE LINKE DIE LINKE will die Arbeitsbedingungen und die Bezahlung in der Pflege verbessern. 

 „Die Gehälter in der Pflege wollen wir erhöhen, das hilft auch gegen Fachkräftemangel.“ S. 10 

 „In den Pflegeeinrichtungen wollen wir gute Arbeitsbedingungen durchsetzen. Dazu soll der Pflegevorsorgefonds in einen Pflegepersonal-

fonds umgewandelt werden. Grundlage dafür muss ein allgemeinverbindlicher Flächentarifvertrag, mindestens auf dem Niveau der Tarifverträge 

des Öffentlichen Dienstes (TVÖD / TV-L), für alle Beschäftigten sein, der auch für private und kirchliche Träger wie Caritas und Diakonie gilt. DIE 

LINKE fordert ein bedarfsgerechtes, hohes Fachkraftniveau auch in der Nachtschicht in Pflegeeinrichtungen, das bundesweit verbindlich umge-

setzt und dessen Einhaltung wirksam kontrolliert wird.“ S. 32 

 „Für eine umfassende Planung der Pflegelandschaft wollen wir eine Pflegebedarfsplanung analog zur Krankenhausbedarfsplanung einfüh-

ren. Ambulante Pflegedienste und soloselbstständige Pflegende wollen wir durch Organisation auf gemeinnützigen Plattformen und Durch-

setzung von sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnissen absichern.“ S. 32 
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 „DIE LINKE setzt sich für eine Stärkung der Qualifizierung und für eine bessere Bezahlung der Gesundheits- und Heilberufe ein. Aus- und 

Fortbildung in Gesundheitsberufen muss gebührenfrei sein und Arbeitsleistungen während der Ausbildung müssen vergütet werden. Bei 

der Weiterbildung sollen die Beschäftigten nach ihrem Grundberuf bezahlt werden“. S. 32 

 „Wir stehen zum teilhabeorientierten Pflegebegriff: Zeit für aktivierende Pflege und zum Zuhören, für Zuwendung und Förderung muss 

sein.“ S. 33 

 „Wer auf Sozialhilfe angewiesen ist, erhält dieselben Leistungen wie alle anderen Menschen mit Pflegebedarf.“ S. 33 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Arbeitsbedingungen für Pflegekräfte sollen verbessert werden. 

 „Diese Arbeitsbedingungen wollen wir verbessern. Dafür braucht es nicht nur mehr Lohn, Arbeitsschutz und Anerkennung – sondern vor 

allem mehr Kolleg*innen und mehr Zeit. Wir wollen durch verbindliche, bedarfsgerechte Personalbemessung – auch in der Langzeit- 

pflege –, die bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie, mehr eigenverantwortliche Arbeit von Fachkräften, den Abbau unnötiger 

Bürokratie und die Ermöglichung neuer Arbeitszeitmodelle, etwa der 35-Stunden-Woche in der Pflege bei vollem Lohnausgleich, 

Arbeitsbedingungen schaffen, unter denen viele Menschen – ganz neu, weiter oder wieder – gerne in der Pflege arbeiten. Die Ausnahmen 

im Arbeitszeitgesetz für den Gesundheitsbereich wollen wir beschränken, um Überlastung vorzubeugen und den Personalverlust im 

medizinischen und pflegerischen Bereich einzudämmen. Für potenziell traumatisierende Ereignisse braucht es eine Stärkung der 

psychosozialen Unterstützung für alle Gesundheitsberufe. Wertschätzung braucht auch Löhne, die sie bezeugen – am besten über gute 

Tarifverträge. Wir wollen die soziale Pflegeversicherung verpflichten, nur noch mit Anbietern zusammenzuarbeiten, die nach Tarif 

bezahlen. Um die Attraktivität der Pflegeberufe nachhaltig zu steigern, wollen wir Ausbildung, Selbstorganisation, Einflussmöglichkeiten der 

professionellen Pflege und ihre Strukturen auf Bundesebene stärken, beispielsweise durch eine Bundespflegekammer und vor allem durch 

starke Mitspracherechte im Gemeinsamen Bundesausschuss und in anderen Entscheidungsgremien. Das Studium der Pflegewissenschaften 

und der Pflegepädagogik sowie Forschung in der Pflege wollen wir finanziell und strukturell unterstützen. Für die Arbeit von migrantischen 

Haushaltshilfen und Betreuungskräften wollen wir einen gesetzlichen Rahmen entwickeln, der Rechte und Pflichten für beide Seiten 

(Pflegehaushalt und Carebeschäftigte) definiert.“ S. 53 
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4. Geschlechtersensible Gesundheitsversorgung und Forschung 

Partei  Aussage  

CDU/CSU k. A. 

SPD Die SPD will, dass die Versorgungspraxis, Gesundheitsforschung und Ausbildung geschlechtersensibel erfolgt und verschiedene Altersgruppen 

berücksichtigt. 

 „Frauen, Männer und Kinder haben besondere gesundheitliche Bedürfnisse, die bei ihrer Gesundheitsversorgung und der Prävention be-

rücksichtigt werden müssen. Doch die Gesundheitsforschung, Ausbildung und Versorgungspraxis orientieren sich zumeist an Daten von 

weißen, männlichen erwachsenen Probanden – das werden wir ändern. Wir werden darüber hinaus Programme in den Bereichen Präven-

tion und Krankheitsfrüherkennung fördern, die die Besonderheiten verschiedener Altersgruppen und Geschlechter berücksichtigen.“ S. 17  

FDP k. A. 

DIE LINKE DIE LINKE will eine geschlechtersensible Gesundheitsversorgung und Forschung. 

 „Medizinische Forschung und Behandlung von Krankheiten werden durch einen Gender Data Gap (Datenlücke zwischen den Geschlechtern) 

bestimmt, wobei der männliche Körper als Norm gilt. Dadurch erhalten Frauen häufig z. B. eine Behandlung und Dosierung von Medika-

menten, die für sie gesundheitsschädlich oder gar lebensgefährlich ist.“ S. 36 

 „Wir wollen einen geschlechtersensiblen Blick auf Gesundheit und Krankheit in Forschung und Fortbildung fördern.“ S. 37 

 „Wir wollen den universellen Zugang zu einer effektiven, hochwertigen und bedürfnisorientierten Gesundheitsversorgung, inklusive dem Zugang 

zu den eigenen sexuellen und reproduktiven Rechten, zu einem Ziel der deutschen und europäischen Entwicklungszusammenarbeit machen.“      

S. 142 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Für die Grünen müssen in einem geschlechtergerechten Gesundheitssystem geschlechtsspezifische Aspekte in Forschung und Ausbildung sowie 

in der medizinischen Praxis berücksichtigt und umgesetzt werden. 

 „Wir wollen das Gesundheitssystem geschlechtergerecht machen. Geschlechtsspezifische Aspekte in Forschung und Ausbildung und in der 

medizinischen Praxis werden nicht ausreichend berücksichtigt, etwa bei der Medikamentenforschung. Das gefährdet die Gesundheit von 

Frauen wie auch von Trans*- und Inter*-Menschen. Die Forschung zu geschlechtsspezifischer Medizin und Pflege sowie Frauengesundheit 

muss sichergestellt, in der medizinischen und pflegerischen Praxis umgesetzt und in der Ausbildung verankert werden. […] Mit Hilfe einer 
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paritätischen Frauenquote für Führungspositionen im Gesundheitswesen und durch bessere Arbeitsbedingungen holen wir mehr Frauen in 

die Führungsgremien unseres Gesundheitswesens.“ S. 50 

 

 

FEMINISTISCHE AUSSENPOLITIK UND INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT 
 

1. Geschlechtergerechtigkeit als Leitlinie aller außenpolitischen Aktivitäten 

Partei  Aussage  

CDU/CSU Die CDU/CSU bekennt sich zur Wahrung der Menschenrechte und zum Multilateralismus. Sie will Frauen und Mädchen in der Entwicklungszu-

sammenarbeit stärken. Andere Vorhaben der Union, bspw. zur Aufrüstung, stehen Zielen feministischer Außenpolitik entgegen. 

 „Deshalb setzen wir uns für Frieden, Freiheit und Sicherheit, für die Wahrung der Menschenrechte, für die Einhaltung und Weiterentwick-

lung des Völkerrechts, für nachhaltige Entwicklung sowie den freien und fairen Welthandel ein. In unserem außenpolitischen Handeln su-

chen wir stets die internationale Partnerschaft und den multilateralen Ansatz. Die Vereinten Nationen (VN) und ihre Organisationen alleine 

können die universelle Gültigkeit ihrer Grundsätze und Ziele beanspruchen. Die Vereinten Nationen sind und bleiben daher grundlegend für 

die internationale Ordnung und die Bewältigung internationaler Herausforderungen. Sie müssen daher entscheidungs- und handlungsfähi-

ger werden.“ S.7 

 „Wir stehen zu unseren Zusagen im Rahmen der NATO und der EU, den Verteidigungshaushalt auf zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts 

weiter zu erhöhen.“ S. 11 

 „Die Ziele der Vereinten Nationen für eine nachhaltige Entwicklung der Agenda 2030, das Pariser Klimaschutzabkommen und die Men-

schenrechte sind unser Leitbild für eine gerechte Globalisierung, für eine friedliche und nachhaltige Entwicklung in der Welt. […] Bei all 

unseren Ansätzen wollen wir insbesondere Frauen und Mädchen stärken. Wir setzen uns für ihr Recht auf Selbstbestimmung und Familien-

planung ein.“ S. 13  
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SPD Die SPD plant außenpolitisch u.a. die Stärkung des Multilateralismus, der Friedenspolitik und der UN-Frauenrechtskonvention CEDAW sowie ein 

Rüstungsexportgesetz. Sie will Frauen in Friedensprozessen stärken und die Agenda 1325 umsetzen. Eine Verankerung der Geschlechterper-

spektive in der Außen- und Entwicklungspolitik ist nicht vorgesehen.  

 „Mit unserer Politik in Europa wie in der Welt wollen wir die Agenda 2030 der Vereinten Nationen umsetzen, in der sich die Völker der Welt 

zu einer gemeinsamen nachhaltigen Zukunft in Frieden, Freiheit und gesellschaftlichem Zusammenhalt verpflichtet haben. Ein solches Eu-

ropa kann seinen Einfluss gleichermaßen zum Schutz und zur Stärkung europäischer Werte und Interessen einbringen, als selbstbewusste 

Friedensmacht auftreten und so eine kooperative, multilaterale Weltordnung mitgestalten, die die Hoffnung auf ein gutes Leben für die 

gesamte Menschheit wirklich macht.“ S. 55 

 „Als die Friedenspartei in Deutschland setzen wir auf Diplomatie und Dialog, auf zivile Krisenprävention und Friedensförderung, auf Abrüs-

tung und Rüstungskontrolle sowie internationale Zusammenarbeit. Wir werden multilaterales Handeln wiederbeleben und stärken, auch in 

Partnerschaft mit der Zivilgesellschaft und Nichtregierungsorganisationen.“ S. 61  

 „Unsere Schwerpunkte liegen auf dem Aus- und Aufbau öffentlicher Gesundheitssysteme, der Verbesserung des Zugangs zu Arzneimitteln 

und Impfstoffen, mehr Transparenz sowie auf der gesundheitlichen Bildung und damit einhergehend auf der Stärkung sexueller und repro-

duktiver Gesundheit und Rechte.“ S. 61 

 „Friedensprozesse sind nur dann nachhaltig, wenn die Belange und Interessen von Frauen stärker berücksichtigt und wenn sie an Aushand-

lungsprozessen beteiligt werden. Deshalb fordern wir, dass die VN-Resolution 1325 „Frauen, Frieden, Sicherheit“ konsequent umgesetzt 

und weiterentwickelt wird. Auch die VN-Frauenrechtskonvention muss konsequent angewandt werden. Es gilt auf allen Ebenen der Anti-

Genderbewegung entgegenzutreten.“ S. 63  

 „Für uns ist eine restriktive Rüstungsexportpolitik zentral. Wir werden uns dafür einsetzen, dass die Ausfuhr deutscher Rüstungsgüter in 

Staaten außerhalb von EU-, NATO- und denen gleichgestellten Ländern weiter eingeschränkt, die Kontrolle über den endgültigen Verbleib 

der Waffen ausgeweitet und absolute Ausnahmen nur im begründeten Einzelfall möglich sein werden – öffentlich nachvollziehbar doku-

mentiert. Das soll in einem Rüstungsexportgesetz festgeschrieben werden.“ S. 64 

 „Alle unsere Anstrengungen können jedoch nur gelingen, wenn wir die Vereinten Nationen darin unterstützen, ihren Auftrag der Friedenssi-

cherung, Förderung nachhaltiger Entwicklung und Wahrung der Menschenrechte zu erfüllen. Wir wissen: Reformen der Vereinten Nationen 

sind hierfür dringend notwendig. Diese werden wir vorantreiben. Unser Ziel ist ein ständiger europäischer Sitz und eine angemessene Re-

präsentanz des Globalen Südens im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen.“ S. 65 
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FDP Die FDP will die Resolution 1325 sowie die UN-Frauenrechtskonvention CEDAW umsetzen und mehr Frauen in außenpolitische Führungspositio-

nen bringen. Einzelne Vorhaben der FDP, bspw. zur Aufrüstung oder der Verquickung von Entwicklungs- und Sicherheitspolitik, stehen Zielen 

feministischer Außenpolitik entgegen. 

 „Um den globalen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts zu begegnen, muss Deutschland stärker als bisher seine Außen-, Sicherheits- 

und Entwicklungspolitik im Sinne des Vernetzten Ansatzes neu ausrichten.“ S. 68  

 „Wir Freie Demokraten wollen zudem, dass Deutschland im Sinne eines vernetzten Ansatzes drei Prozent seines Bruttoinlandsprodukts in 

internationale Sicherheit („3D – defence, development and diplomacy“) investiert, so seine in der NATO eingegangenen Verpflichtungen 

erfüllt, seine Entwicklungspolitik verstetigt und seine Diplomatie stärkt.“ S. 68 

 „Wir Freie Demokraten sind überzeugt, dass Frauen weltweit eine elementare Rolle in der internationalen Friedenssicherung, Streitschlich-

tung und Krisenprävention spielen. Wir wollen deshalb die Position von Frauen in der Krisen- und Konfliktbewältigung stärken. Daher for-

dern wir eine stärkere Anstrengung bei der Positionierung von Frauen in Schlüssel- und Führungspositionen bei der UNO, der EU und im 

Bund. Der Nationale Aktionsplan „Frauen, Frieden, Sicherheit“ und die entsprechende Resolution 1325 der Vereinten Nationen (VN) müs-

sen ambitioniert umgesetzt werden. Weltweit werden Krisen und Konflikte in den kommenden Jahren zunehmen. Vor allem Kinder, ältere 

Menschen und Frauen sind in diesen Situationen besonders betroffen. Sexualisierte Gewalt wird systematisch als Kriegswaffe eingesetzt. 

Wir setzen uns deshalb dafür ein, dass diese Form der Kriegsführung geächtet wird und Vertragsstaaten sowohl die VN-Frauenrechtskon-

vention (CEDAW) als auch die Istanbul-Konvention einhalten und umsetzen.“ S. 73 

 „Wir Freie Demokraten setzen uns für die Stärkung der europäischen und internationalen Entwicklungszusammenarbeit ein. Die Bekämp-

fung von Hunger, die Förderung von Bildung, der Einsatz für den internationalen Klima-, Arten- und Umweltschutz, die Gesundheitsversor-

gung sowie sexuelle und reproduktive Rechte können wir nur gemeinsam mit unseren europäischen und internationalen Partnerinnen und 

Partnern erreichen.“ S. 75 

DIE LINKE DIE LINKE will eine feministische Außenpolitik. Außen-, Entwicklungs- und Menschenrechtspolitik sollen Geschlechtergerechtigkeit voranbrin-

gen. Dazu schlägt sie Maßnahmen vor, wie die Unterstützung von Frauenorganisationen, die Förderung der Rechte von Frauen und Mädchen 

und die Umsetzung der UN-Resolution 1325. DIE LINKE setzt sich für umfassende Abrüstungs- und Friedenspolitik und einen Waffenexportstopp 

ein.  

 „LINKER Feminismus ist immer konkret vor Ort und ist sich gleichzeitig internationaler Verantwortung und Solidarität bewusst. Bei wirt-

schaftlichen und politischen Entscheidungen müssen Werte wie Fürsorge, Nachhaltigkeit und Gesundheit im Zentrum stehen. Wir fordern 

die Anwendung ziviler Maßnahmen der Gewaltprävention und Konfliktlösung. Deutsche Außen-, Entwicklungs- und Menschenrechtspolitik 
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muss Friedenspolitik und Geschlechtergerechtigkeit weltweit voranbringen. Die UN-Resolution 1.325 »Frauen, Frieden und Sicherheit« 

muss umgesetzt werden – weder die Beteiligung von Frauen an Friedensprozessen noch an Konflikten darf ausgeblendet werden.“ S. 105 

 „Unsere Außenpolitik muss Demokratie, Menschenrechte und Frieden fördern sowie die Zivilgesellschaft unterstützen, statt nur Wirt-

schaftsinteressen zu dienen und Deals mit Diktatoren zu machen. Sie muss feministisch, sozial und ökologisch werden – also Frauenorgani-

sationen, Gewerkschaften und soziale Bewegungen einbeziehen. Wir kämpfen gemeinsam mit Partnerparteien, mit Gewerkschafter*innen 

und sozialen Bewegungen für soziale Gerechtigkeit, Frieden, Klimaschutz, Demokratie und gegen Rassismus. Starke Bewegungen geben uns 

Hoffnung, wie Fridays for Future oder die Black-Lives-Matter-Bewegung in den USA. Gemeinsam können wir die Welt verändern.“ S. 139 

 „DIE LINKE verteidigt das Prinzip des Friedens als Modus internationaler Politik. Die Kriegsgefahr war seit Jahrzehnten nicht so groß wie 

heute. Ein Blick auf die globalen Verhältnisse zeigt, in welche Richtungen es gehen kann: Verschärfte Konkurrenz und autoritärer Staat, 

auch innerhalb der Europäischen Union. Geopolitische Rivalitäten und Wirtschaftskriege nehmen zu. Wir setzen auf Entspannungspolitik 

und gerechte Wirtschaftsstrukturen. Die Achtung des Völkerrechts und der Menschenrechte sind für uns nicht verhandelbar. […] Wir wollen 

einen sofortigen Stopp aller Waffenexporte. Investitionen in Militarisierung und Aufrüstung lehnen wir ab. Wir stehen für gerechte Wirtschaftsbe-

ziehungen, nachhaltige Entwicklungszusammenarbeit und einen solidarischen Multilateralismus.“ S. 133 

 „Die Bundesregierung muss den Fokus auf zivile Friedensmaßnahmen richten wie die Einbindung von Fraueninitiativen, Ausbildungspro-

gramme, Abgabe von Schusswaffen und zivile Vermittler. Die für den zivilen Friedensdienst zur Verfügung gestellten Mittel müssen syste-

matisch erhöht werden. International bereits bewährte Instrumente, wie unbewaffnetes ziviles Peacekeeping, müssen unkompliziert geför-

dert werden.“ S. 138 

 „Frauen- und Mädchenrechte stärken – Gesundheit und Bildung für alle weltweit! Wir wollen den universellen Zugang zu einer effektiven, 

hochwertigen und bedürfnisorientierten Gesundheitsversorgung, inklusive dem Zugang zu den eigenen sexuellen und reproduktiven Rech-

ten, zu einem Ziel der deutschen und europäischen Entwicklungszusammenarbeit machen. Wir wollen eine flächendeckende öffentliche, 

kostenfreie und qualitativ hochwertige Grundbildung für alle Menschen.“ S. 142 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen wollen eine feministische Außen-, Entwicklungs-, Handels- und Sicherheitspolitik. Dazu machen sie konkrete Vorschläge, wie die 

gleichberechtigte und intersektionale Beteiligung von 50 Prozent Frauen bei Verhandlungen, Gender Budgeting, Geschlechtergerechtigkeit als 

Querschnittsaufgabe der internationalen Zusammenarbeit, die Umsetzung der Agenda 1325 und eine restriktive deutsche und europäische 

Rüstungsexportpolitik.  

 „Wir setzen auf den ehrlichen Interessenausgleich, auf eine feministische Außenpolitik, die Achtung der Rechte marginalisierter Gruppen, 

auf Zusammenarbeit und Rechtsstaatlichkeit, auf Gewaltfreiheit und koordinierte Krisenprävention und regelbasierte sowie vorrangig zivile 
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Konfliktbearbeitung in einer eng vernetzten Welt. Unser Ziel ist eine Weltordnung, in der Konflikte nicht über das Recht des Stärkeren, 

sondern am Verhandlungstisch gelöst werden.“ S. 92 

 „Wir wollen dem Multilateralismus neue Impulse für mehr Zusammenarbeit geben. Transformation gelingt nur mit Kooperation, und die 

gelingt nur durch Einbeziehung der betroffenen gesellschaftlichen Gruppen. Nach wie vor ist die gleichberechtigte und intersektionale Teil-

habe von Frauen der stärkste Indikator dafür. Wir wollen schrittweise für Deutschland und Europa eine 50-Prozent-Quote in allen diploma-

tischen und multilateralen Verhandlungen, für die Entsendung in internationale Organisationen sowie auf den Umsetzungsebenen durch-

setzen. Um das zu ermöglichen, ist eine 50-Prozent-Quote für Frauen im Auswahlverfahren für das Personal in internationalen Einsätzen, in 

den international arbeitenden Ministerien sowie im gehobenen und höheren Europäischen Auswärtigen Dienst notwendig. Es braucht ver-

gleichbare Kriterien, Standards, Indikatoren und Zeitrahmen für die Gleichstellungspläne der Ministerien, vergleichbar mit dem „Gender 

Equality Plan“ nach dem Vorbild der schwedischen Regierung.“ S. 95 

 „Die Gleichstellung der Geschlechter ist ein Menschenrecht. Ohne Geschlechtergerechtigkeit kann auch Armut nicht wirksam bekämpft 

werden. In vielen der ärmsten oder konfliktgebeutelten Länder sind Frauen und Mädchen besonders von Armut, Hunger und Gewalt be-

troffen. Wir setzen uns konsequent für die Rechte von Frauen und Mädchen weltweit ein, für ein selbstbestimmtes Leben, und werden alle 

diplomatischen Möglichkeiten nutzen, damit die Istanbul-Konvention Anwendung findet. Bildung und Gesundheit sind dafür die Schlüssel. 

Wir engagieren uns dafür, Frauen und Mädchen den uneingeschränkten Zugang zu gleichwertiger Bildung zu sichern sowie ihre sexuellen 

und reproduktiven Rechte zu schützen. Wir setzen uns dafür ein, dass Frauen und Mädchen weltweit uneingeschränkt Zugang zu empfäng-

nisverhütenden Mitteln erhalten. Es braucht innovative Bildungsangebote wie kompakte nachholende Grundbildung für Frauen oder Be-

rufsbildung in Krisen- und Post-Konflikt-Kontexten. Unsere internationale Zusammenarbeit werden wir darum finanziell und konzeptionell 

auf diese Aufgabe hin ausrichten, die Erreichung der Geschlechtergerechtigkeit als Querschnittsaufgabe sowie reproduktive Gesundheit 

und das Recht auf Bildung in allen Projekten verankern.“ S. 100 

 „Wir gestalten unsere Außen-, Entwicklungs-, Handels- und Sicherheitspolitik feministisch. Frauen, Mädchen und marginalisierte Gruppen 

wie LSBTIQ*-Personen sind in besonderem Maße von Kriegen, Konflikten und Armut betroffen. Die Wahrung ihrer Rechte und ihrer Rolle 

als Gestalter*innen in der internationalen Politik fördert Frieden, Entwicklung, Stabilität und Sicherheit. Es geht darum, die diversen Per-

spektiven von Frauen, Mädchen und marginalisierten Gruppen zu stärken, zu schützen und bei allen bi- oder multilateralen Verhandlungen 

immer mindestens gleichberechtigt einzubeziehen. Dazu braucht es auch Genderanalysen für einzelne Länderkontexte in regelmäßigen 

Abständen und eine enge Zusammenarbeit mit feministischen Akteur*innen in Deutschland und in Partnerländern. Wir wollen sie nachhal-

tig finanziell und politisch unterstützen und bedarfsgerechte Strategien, Gender Budgeting und eine bessere Ressortkoordinierung stärken. 
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Es gilt die Umsetzung der Agenda 1325 „Frauen, Frieden, Sicherheit“ innerhalb Deutschlands wie international voranzutreiben, sexualisierte 

und genderbasierte Gewalt entschieden einzudämmen, die reproduktiven Rechte von Frauen zu schützen und die Sicherheit und Partizipa-

tion von Frauen und Mädchen in der Prävention gegen Konflikte, bei der Transformation von Konflikten und in Stabilisierungsprozessen in 

den Fokus zu nehmen. Geschlechterbildern, die sich nachteilig auf Frieden, Sicherheit und Entwicklung auswirken, möchten wir entgegen-

wirken. Hierzu wollen wir gemeinsam mit Zivilgesellschaft und Wissenschaft verbindliche Leitlinien für eine feministische Außenpolitik der 

Bundesregierung erarbeiten.“ S. 104 

 

2. Umsetzung der EU-Gleichstellungsstrategie 2020 – 2025 

Partei  Aussage  

CDU/CSU k. A. 

SPD Die SPD will sich für die Umsetzung der EU-Gleichstellungsstrategie einsetzen, sowie für eine Vorreiterrolle Europas bei internationaler Krisen-

prävention, Friedens- und Demokratieförderung. 

 „Und wir kämpfen für die Umsetzung der EU-Gleichstellungsstrategie, das Lösen der Blockade von Women on Board und die Paytranspa-

rency Richtlinie in der EU.“ S. 42 

 „Wir setzen uns ein für eine EU-weite Ratifizierung der Istanbul-Konvention des Europarats als verbindliche Rechtsnorm gegen Gewalt an 

Frauen.“ S. 58 

 „Wir setzen uns dafür ein, dass Europa eine Vorreiterrolle bei internationaler Krisenprävention, Friedens- und Demokratieförderung sowie 

zum Schutz von Menschenrechten einnimmt. Europas Verantwortung in der Entwicklungszusammenarbeit und humanitären Hilfe werden 

wir durch eine Erhöhung der EU-Mittel stärken.“ S. 59  

 „Wir sind für einen Beitritt der EU zur Europäischen Menschenrechtskonvention.“ S. 61 

FDP k. A. 

DIE LINKE k. A. 
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Bündnis 90 / 

Die Grünen 

k. A. 

 

3. Umsetzung der UN-Frauenrechtskonvention CEDAW 

Partei  Aussage  

CDU/CSU k. A. 

SPD Die SPD fordert die konsequente Anwendung der UN-Frauenrechtskonvention. 

 „Auch die VN-Frauenrechtskonvention muss konsequent angewandt werden.“ S. 63 

FDP Die FDP setzt sich dafür ein, dass die Vertragsstaaten die UN-Frauenrechtskonvention einhalten und umsetzen. 

 „Wir setzen uns deshalb dafür ein, dass diese Form der Kriegsführung geächtet wird und Vertragsstaaten sowohl die VN-Frauenrechtskon-

vention (CEDAW) als auch die Istanbul-Konvention einhalten und umsetzen.“ S. 73 

DIE LINKE k. A. 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

k. A. 

 

4. Geschlechtergerechte Lieferkettengesetze für Deutschland und Europa 

Partei  Aussage  

CDU/CSU Die CDU/CSU setzt sich für ein europäisches Lieferkettengesetz ein, das dem deutschen Gesetz entspricht und nicht darüber hinausgeht. 

 „Wir setzen uns für eine EU-Regelung für Lieferketten ein. Diese muss die Standards des deutschen Lieferkettensorgfaltsgesetzes im EU-

Binnenmarkt europaweit durchsetzen, aber nicht verschärfen. So verhindern wir unterschiedliche und damit unpraktikable Regelwerke und 

schaffen faire Wettbewerbsbedingungen.“ S. 22 
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SPD Die SPD plant das deutsche Lieferkettengesetz weiterzuentwickeln. Sie setzt sich auch für ein verbindliches und sanktionsbewehrtes europäi-

sches Lieferkettengesetz ein. 

 „Wir tun das, indem wir von Unternehmen weltweit die Einhaltung menschenrechtlicher und umweltbezogener Sorgfaltspflichten entlang 

globaler Lieferketten fordern. Es ist ein großer Erfolg der SPD, dass ein nationales Lieferkettengesetz auf den Weg gebracht werden konnte. 

Wir werden es konsequent weiterentwickeln. Nun wollen wir auch ein Gesetz zur Rückverfolgung auf dem Weltmarkt gehandelter Güter 

auf europäischer Ebene verankern, mit verbindlichen und sanktionsbewehrten Regeln, Zugang zu Gerichten in Europa und Entschädigung 

der Opfer. Wir unterstützen ein VN-Abkommen zu Wirtschaft und Menschenrechten, um Globalisierung im Sinne der Menschenrechte zu 

gestalten. Arbeit darf weder arm noch krank machen.“ S. 61 

FDP Die FDP setzt sich für ein europäisches Lieferkettengesetz ein. Sie spricht sich allerdings gegen die zivilrechtliche Haftung entlang der Wert-
schöpfungskette aus.  

 „Wir Freie Demokraten setzen auf gelebte Eigenverantwortung von Unternehmen und Konsumenten zum besseren Schutz der Menschen-

rechte. Denn gerade Letztere haben insbesondere durch ihre Nachfragemacht großen Einfluss die Produktionsbedingungen. Gleichzeitig 

wollen wir daran mitwirken, dass Unternehmen durch die Beachtung von Menschenrechten mehr Wettbewerbsvorteile als -nachteile ha-

ben. Daher treten wir für eine einheitliche europäische Regelung zur menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht in der Lieferkette ein. Wir sind 

überzeugt, dass nur gemeinsame europäische Standards dem Binnenmarkt gerecht werden und zu einer positiven und nachhaltigen Wert-

schöpfungskette beitragen. Viele deutsche und europäische Unternehmen leisten bereits jetzt einen wichtigen Beitrag zur schrittweisen 

Verbesserung der Lebensbedingungen sowie der menschenrechtlichen und sozialen Lage in Entwicklungsländern. Sie haben allerdings we-

der die Marktmacht noch das Personal, um die Einhaltung der Menschenrechte entlang ihrer Lieferketten weltweit zu garantieren. Damit 

das Engagement nicht gefährdet wird, sollte die Haftung in der Lieferkette nur auf den Bereich der direkten Kontrolle bezogen werden, 

ohne neue zivilrechtliche Haftungsansprüche zu begründen. Wir schlagen einen risiko-, größen- und sektorspezifischen Ansatz vor. Die 

Schaffung weiterer Dokumentationspflichten oder unnötiger bürokratischer Hürden lehnen wir ab. Menschenrechtsbezogene Risiken von 

Tätigkeiten und Geschäftsbeziehungen werden reduziert. Die Beachtung von sozialen und ökologischen Kriterien fördert zudem Investitio-

nen von verantwortungsbewussten Unternehmerinnen und Unternehmern. Vor allem kleine und mittlere Unternehmen sollten bei ihrem 

Engagement in Entwicklungsländern unterstützt werden.“ S. 74 
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DIE LINKE DIE LINKE setzt sich für umfassende Nachbesserungen beim Lieferkettengesetz ein, u.a. um Geschlechtergerechtigkeit und Umweltschutz zu 

fördern und die zivilrechtliche Haftung entlang der Wertschöpfungskette auszubauen. Sie fordert ein Abkommen zu Sorgfaltspflichten auf UN-

Ebene. 

 „Wir wollen ein sozial wie klimagerecht ausgerichtetes Lieferkettengesetz. Das Gesetz muss das Pariser Abkommen sowie eigenständige 

umweltbezogene Sorgfaltspflichten für Unternehmen verankern (vgl. Kapitel »Soziale Gerechtigkeit weltweit«).“ S. 61 

 „Partnerländer müssen eigene Volkswirtschaften und Wertschöpfungsketten aufbauen und die Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen 

(SDGs) bis 2030 erreichen können. Wo es möglich ist, wollen wir regionale Wirtschaftskreisläufe stärken, um die teilweise absurden Aus-

wüchse globalisierter Liefer- und Produktionsketten zurückzudrängen. Wir wollen die Handelspolitik endlich zu einem Instrument der welt-

weiten Kooperation, des sozialökologischen Fortschritts und der Demokratisierung machen.“ S. 139 

 „Wir fordern ein Lieferkettengesetz, das seinen Namen verdient. Das Gesetz der Bundesregierung lässt zu viele Lücken. Unternehmen ab 

250 Mitarbeiter*innen sowie kleine und mittlere Unternehmen in Risikobranchen müssen verpflichtet werden, entlang ihrer gesamten 

Wertschöpfungsketten Menschenrechtsverletzungen, Kinderarbeit und Umweltzerstörungen auszuschließen. Das beinhaltet eine wirksame 

zivilrechtliche Haftungsregel, um die Rechte von Betroffenen zu stärken und die Arbeitsbedingungen zu verbessern. Eigenständige umwelt-

bezogene Sorgfaltspflichten, der Einbezug von betroffenen Personengruppen in Entscheidungsprozesse sowie Maßnahmen zur Herstellung 

von Geschlechtergerechtigkeit müssen viel stärker gefördert werden.“ S. 140 

 „Arbeitsrecht globalisieren! Wir unterstützen das Abkommen (UN-Treaty), das Unternehmen in die Pflicht nimmt, die Rechte und die 

Würde der Beschäftigten zu beachten. Beschäftigte erhalten dadurch die Möglichkeit, überall auf der Welt am Ort ihrer Tätigkeit ihre 

Rechte einklagen zu können. Fairer Handel soll die normale Form von Handel werden, international wie auf lokalen Wochenmärkten.”  

S. 140 

Bündnis 90 / 

Die Grünen 

Die Grünen setzen sich für Nachbesserungen des deutschen Lieferkettengesetzes und analog für ein europäisches Lieferkettengesetz ein, das die 

zivilrechtliche Haftung, umweltbezogene Sorgfaltspflichten und eine Ausweitung der erfassten Unternehmen einschließt. 

 „Lieferkettengesetz europäisch umsetzen - Viel zu oft kaufen wir Dinge, deren Herstellung auf dem Raubbau an Mensch und Natur basiert, 

obwohl wir das gar nicht wollen. Damit Unternehmen künftig Umwelt- und Sozialstandards, Menschenrechte sowie Klima- und Artenschutz 

entlang der gesamten internationalen Wertschöpfungskette durchsetzen, braucht es ein verbindliches und wirksames Lieferkettengesetz 

auf nationaler wie europäischer Ebene. Zudem schafft ein solcher verbindlicher Rahmen gleiche Wettbewerbsbedingungen am Markt und 

er schafft Rechtssicherheit. Den Kern einer solchen Regelung stellt eine zivilrechtliche Haftung dar, auf deren Grundlage Unternehmen im 

Schadensfall zur Verantwortung gezogen werden können. Nachbesserungen am deutschen Lieferkettengesetz sind dringend notwendig, 
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zum Beispiel eine Ausweitung der erfassten Unternehmen, aber auch eine Erweiterung der umweltbezogenen Sorgfaltspflichten. Darüber 

hinaus setzen wir uns auch auf europäischer Ebene für eine ambitionierte, verbindliche Regelung in internationalen Lieferketten ein. Wa-

ren, deren Herstellung mit schweren Menschenrechtsverletzungen wie zum Beispiel Kinder- oder Zwangsarbeit im Zusammenhang steht, 

soll der Zugang zum EU-Binnenmarkt verwehrt werden. Auf EU-Ebene werden wir uns zudem für einen Importstopp für Agrarprodukte 

einsetzen, die im Zusammenhang mit illegaler Entwaldung und Menschenrechtsverletzungen wie Vertreibung stehen. […] Wir setzen uns 

zudem für gentechnikfreie Lieferketten ein. Auf internationaler Ebene muss die Erarbeitung eines rechtsverbindlichen UN-Abkommens zu 

Wirtschaft und Menschenrechten (Binding Treaty) vorangetrieben werden.“ S. 34 
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Hier finden Sie die Wahlprogramme der demokratischen Bundestagsparteien: 

CDU/CSU:    „Das Programm für Stabilität und Erneuerung“  

SPD:    „Das Zukunftsprogramm“ 

FDP:    „Nie gab es mehr zu tun“ 

DIE LINKE:     „Zeit zu handeln“ 

Bündnis 90 / Die Grünen:  „Deutschland. Alles ist drin“ 
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